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Corona im April 2021: Steigende Inzidenzen, Lockdown, 
Testen und Impfen. Großer Orientierungsbedarf.
Die Hoffnung auf das Frühjahr war groß: 
endlich die akute Covid-19-Bedrohung 
hinter sich lassen. Aber es kam eher so, 
wie die Warner es vorausgesagt hatten: 
Die Impfungen und das Testen verzögern 
sich, die Inzidenz, also die Entwicklung 
der Neuerkrankungen in einer Woche, 
steigt. Das Hin-und Her zwischen Öff-
nungshoffnung und bleibender massiver 
Gefährdung verunsichert.
Sind Menschen mit Einwanderungs- und 
Fluchtgeschichte besonders gefährdet? 
Anfang März hat ein Gespräch der BILD-
Zeitung mit dem RKI-Präsidenten Wieler, 
in dem es um einen hohen Anteil von 
Menschen „mit Migrationshintergrund“ 
bei den Corona-Intensivpatienten ging, 
viele Reaktionen ausgelöst, unter ande-
rem auch eine „Richtigstellung“ von Sei-
ten des RKI.
Jenseits der Vorurteile über Parallelge-
sellschaften, die in diesem Bericht deut-
lich wurden, kann festgehalten werden: 
Es gibt viele Menschen mit Flucht- und 
Einwanderungsgeschichte, die von der 
Corona-Krise sowohl gesundheitlich als 
auch sozial besonders betroffen sind. Da-
rauf hat der Bundesverband Netzwerke 
von Migrantenorganisationen (BV NeMO) 

mit seinen 20 lokalen Verbünden in ei-
nem bundesweiten Aktionstag am 26. Fe-
bruar 2021 nachdrücklich hingewiesen 
(www.bv-nemo.de).
Seinen Grund hat dies in durchaus weit 
verbreiteten sozialen Benachteiligungsla-
gen, z.B. durch beengte Wohnverhältnis-
se, prekäre Beschäftigungsverhältnisse, 
Ungleichheiten bei der Bildung… Als Kon-
sequenz wird ein Masterplan gefordert: 
Solidarisch aus der Corona-Krise, bundes-
weit, in den Ländern und vor allem auch 
in jeder Stadt und in jedem Kreis.
Das ist eine Perspektive auf die Zukunft, 
die jetzt beginnt. Aktuell aber gibt es ei-
nen großen Orientierungsbedarf, der 
rasch eine Antwort finden muss. Und dies 
geht nicht ohne Migrant*innen-Organisa-
tionen, die nahe bei den Menschen sind.
Viele Migrant*innen-Organisationen sind 
in der Corona-Krise nicht untätig geblie-
ben, sondern haben unterstützt, wo sie 
konnten. So z.B. die ehrenamtlich Aktiven 
aus dem Projekt samo.fa (Stärkung von 
Aktiven aus Migrantenorganisationen in 
der Flüchtlingsarbeit) des BV NeMO, die 
auch in der Corona-Zeit viele Wege ge-
sucht und gefunden haben, mit den Men-
schen mit Fluchtgeschichte in Kontakt zu 

bleiben und sie zu unterstützen.
Diese Aktiven aus der tagtäglichen Praxis 
sagen: Es braucht eine erneute starke 
Orientierungskampagne, für die geson-
dert Mittel bereitzustellen wären. Denn 
sie muss in die Breite gehen und vor al-
lem bei jenen ankommen, die erst seit 
kürzerer Zeit in Deutschland sind oder aus 
anderen Gründen Schwierigkeiten haben 
sich zurechtzufinden. Zuweilen ist die In-
formationslage so chaotisch, dass auch 
Menschen, die schon lange oder immer 
hier leben, größte Schwierigkeiten haben 
durchzublicken.
Oftmals ist eine subjektive Distanz zum 
Gesundheitswesen anzutreffen, was auch 
Ärzte einschließen kann; hinzukommt, 
dass durch den Lockdown der Zugang zu 
ihm erschwert ist. Die Vorstellung, unter 
Corona-Bedingungen in ein Krankenhaus 
zu müssen, löst vermutlich erhebliche 
Ängste aus. Viele Menschen mit Flucht- 
und Einwanderungsgeschichte erlebten 
und erleben in ihren Verwandtschaften, 
die sich oftmals über mehrere Länder er-
strecken, schwere Corona-Erkrankungen 
und Todesfälle. Reaktionen darauf kön-
nen auf einer Bandbreite zwischen erhöh-
ter Vorsicht und Achtsamkeit, Misstrauen 

oder Vertrauen in das deutsche Gesund-
heitssystem bis zu Schicksalsergebenheit 
und Gleichgültigkeit variieren.
Berücksichtigt werden muss auch , dass 
– aufgrund von Sprache und kulturellen 
Bezügen – auf verschiedenste Nachrich-
ten-Quellen zurückgegriffen wird, die 
z.T. Fehlinformationen oder problema-
tische Verhaltenshinweise enthalten 
oder jedenfalls der realen Situation nicht 
angemessen sind. Die vielfach anzutref-
fenden Lebenssituationen mit beengtem 
Wohnraum, geringem Einkommen und 
familiären Überlastungen im Lockdown 
machen die Einhaltung der Hygiene- und 
Abstandsregeln im Alltag ohnehin nicht 
einfach; demgegenüber bedarf es immer 
wieder neuer Impulse einer gemeinsa-
men Kultur der Achtsamkeit.
Die ehrenamtlich Aktiven und ihre Or-
ganisationen wissen, wovon sie reden, 
wenn sie einen erneuten massiven, mit 
zusätzlichen Ressourcen ausgestatteten 
Impuls zur Corona-Orientierung für not-
wendig halten, und zwar sofort und zwar 
auch als eine Verstärker-Aktion aus der 
Mitte von Migrant*innen-Organisatio-
nen heraus.

VMDO-Vorstand

Frauen und Mädchen in der Pandemie
Eine Krise in der Krise- sofort beenden und selbstbestimmt ins Positive wenden!
Seit Beginn der Pandemie hat, laut ei-
nem aktuellen UN-Bericht, die Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen weltweit zu-
genommen. Jegliche Form von Gewalt, 
teilweise drastisch. Auch in Deutschland 
und Europa hat Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen seit Beginn der Pande-
mie zugenommen. Dies gilt für Frauen 
und Mädchen jeglicher Herkunft. Die 
Erklärung für die Gründe dahinter ist so 
einfach wie auch kompliziert zugleich. 
In vielen Gesellschaften der Welt zählen 
Frauen und Mädchen zu den benachtei-
ligten Gruppen.
In Krisen werden die Ungleichheiten 
und Benachteiligungen häufig verstärkt 

und nehmen teils dramatisch zu. So 
auch insbesondere für BIPoC Frauen, 
Mädchen und LGBT*I*Q. Zumeist län-
gerfristig. Gesundheitliche und öko-
nomische Folgen ergeben sich daraus. 
Es ist also nicht die Pandemie, die die 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen ge-
schaffen hat, sondern die Zustände und 
Benachteiligungen, die überwiegend 
bereits bestanden haben, haben die 
Zunahme der Gewalt an eben diesen 
Gruppen begünstigt und erleichtert.
Die Gründe dafür sind zwar nicht ab-
schließend, zumeist sind es allerdings 
Folgende: Frauen und Mädchen sind 
aufgrund von Gesellschaft und Staats-

strukturen in denen sie leben häufig 
bereits benachteiligt. So z.B. in Be-
zug auf BIPoC Frauen, Mädchen und 
LGBT*I*Q. Häufig ist die Rolle die ih-
nen zugeschrieben wird und in der 
sie aufwachsen so angelegt, dass sich 
nicht uneingeschränkt entfalten und 
selbstbestimmt leben können. Frau-
en sind in dieser Pandemie nicht weg-
denkbar als Macher*innen. Frauen 
sind hierzulande fast flächendeckend 
in sog. systemrelevanten Berufen tä-
tig, dazu kommt, dass sie Ehefrauen, 
Partner*innen, Mütter, Berufstätige, 
Pflegende, Versorger*innen, Haus-
haltstätige, u.v.m. sind.  Häufig auch 

noch unter schlechten ökonomischen 
Bedingungen.
Wird nun noch der Faktor der Migrati-
on oder Flucht dazu addiert, dann er-
gibt das eine Benachteiligung, die die 
Lebensumstände der Frauen und auch 
der Mädchen noch weiter erschweren.
Die Schulen werden pandemiebedingt 
mal geschlossen und es wird auf Home-
schooling umgestellt, mal gibt es Wech-
selunterricht in Präsenz.
Viele Arbeitsstellen werden gestrichen 
oder Bedingungen erschwert, diese tref-
fen häufig Frauen. 

Fortsetzung auf Seite 8
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Editorial

Das Covid 19-Virus hat 
keine Nati onalität

Liebe Leserin, lieber Leser,

RKI-Präsident Wieler machte in 
der BILD-Zeitung Äußerungen 
über einen hohen Anteil von 
Menschen mit Einwanderungs-
geschichte unter den Corona-
Intensivpati enten zur Schlagzeile. 
Statt  der Frage nachzugehen, ob 
eine mögliche höhere Betroff en-
heit von Covid-19-Erkrankungen 
mit sozialer Lage, wie z.B. be-
engten Wohnverhältnissen und 
Armut und dem Zwang zur au-
ßerhäuslichen Arbeit unter prob-
lemati schen Arbeitsbedingungen 
zusammenhängen könnte, wird 
das übliche Vorurteil von Parallel-
gesellschaft en bemüht.
Die sehr ungleiche Betroff en-
heit von den sozialen Folgen der 
Pandemie, das ist nun aber ge-
nau die Botschaft  der Studie, die 
kurz danach vom Stati sti schen 
Bundesamt vorgelegt wurde. 
Wir als Akti ve in Migrant*innen-
Organisati onen, die wir uns mit 
großem Einsatz in dieser Gesell-
schaft  engagieren, lesen dies und 
denken: Wir haben mit unseren 
Befürchtungen Recht gehabt. Die 
Corona-Krise bedeutet: Hohe ge-
sundheitliche und soziale Risiken. 
Unsere Befürchtung ist: Es be-
steht die Gefahr einer Verschär-
fung sozialer Benachteiligungen, 
aber auch eines sich verstärken-
den Rassismus, in der Krise und 
als Folgen der Krise. Wenn dies 
geschieht, werden Menschen mit 
Einwanderungs- und Fluchtge-
schichte davon erheblich betrof-
fen sein.
Am 26. Februar haben wir mit 
weiteren Verbünden unter dem 
Dach unseres Bundesverbandes 
NeMO in einem bundesweiten 
Akti onstag in mehr als 20 Städten 
erneut Alarm geschlagen: „Die 
Corona-Krise macht ungleicher - 
die Corona-Krise schadet unseren 
Kindern, macht ärmer, zerstört 
Jobs, macht noch kränker, macht 
Wohnungen noch enger, benach-

teiligt Frauen, grenzt aus, macht 
Flüchtlingsunterkünft e noch un-
würdiger…“. Am Ende stand und 
steht die Forderung nach einem 
Masterplan gegen die sozialen 
Folgen der Corona-Krise.
Es ist nicht befriedigend, in die-
sen Fragen Recht behalten zu ha-
ben, sondern es ist beschämend 
und macht zornig. Unser Vor-
schlag war und ist: Es gibt viele 
Migrant*innen-Organisationen, 
die nahe bei den Menschen sind, 
ohne Ansehen von Herkunft  und 
Religion: bezieht uns ein, hört 
auf unseren Rat. Wenig ist in die-
ser Hinsicht in der Zwischenzeit 
geschehen. Das gilt für die Coro-
na-Krise wie für den Anti -Rassis-
mus. Die Hoff nung war, dass die 
durch die terroristi schen Taten 
in Hanau ausgelöste Initi ati ve 
der Bundesregierung zu raschen 
Ergebnissen führt. Aber unsere 
Forderung, z.B. nach einem anti -
rassisti schen Sofortprogramm, 
wurde mit einem unendlich lan-
gen Maßnahmenkatalog beant-
wortet, dessen Umsetzung noch 
aussteht.
In der weiterhin akuten Corona-
Krise gibt es also Handlungsbe-
darf mit Blick auf die sozialen 
Folgen, aber es gibt auch akuten 
Handlungsbedarf: die einset-
zende Öff nungsdiskussion kann 
erhebliche Irritati onen auslö-
sen und mit dem Einsti eg in die 
Phase des Impfens und Testens 
entsteht ein erneuter und akuter 
Orienti erungsbedarf. Eine ver-
stärkende Akti on unter starker 
Beteiligung der Migrant*innen-
Organisati onen, die nahe bei den 
Menschen sind, wäre dringend 
geboten. Das möchten wir hier 
in Dortmund realisieren und 
stellen uns zur Verfügung. In 
dieser Ausgabe fi nden Sie einige 
spannende Texte, die die Auswir-
kungen der Corona-Krise aus un-
terschiedlichen gesellschaft spoli-
ti schen Perspekti ven betrachten. 
Wir hoff en, dass diese auf ein 
großes Interesse stoßen. Eine 
spannende Lektüre.

In diesem Sinne
Der Vorstand des VMDO

Prof. Dr. Ahmet Toprak

Parti zipati on und Zugehörigkeit –
zwei zentrale Aspekte der Integrati on
Am 09.03.2021 fand der 13. Inte-
grati onsgipfel unter der Leitung 
von Angela Merkel, passend zur 
Coronapandemie, digital statt . 120 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, 
die in der Integrati onsarbeit täti g 
sind, haben sich mit der Regie-
rung ausgetauscht. Die Bundes-
regierung ziti ert die Kanzlerin auf 
ihrer Homepage nach dem Gipfel 
folgendermaßen: „Teilhabe ist für 
die Bundeskanzlerin wesentlich 
für den Zusammenhalt einer Ge-
sellschaft . Gegenseiti ger Respekt 
und Zugehörigkeit seien dafür un-
abdingbar. Daher müsse die Integ-
rati on systemati sch gefördert und 
vorangebracht werden...“
Was aber bedeutet in diesem Zu-
sammenhang der hoch umstritt e-
ne und emoti onal aufgeladene Be-
griff  Integrati on? Das Bundesamt 
für Migrati on und Flüchtlinge defi -
niert Integrati on folgendermaßen: 
„Integrati on ist ein langfristi ger 
Prozess. Sein Ziel ist es, alle Men-
schen, die dauerhaft  und recht-
mäßig in Deutschland leben, in die 
Gesellschaft  einzubeziehen. Zuge-
wanderten soll eine umfassende 
und gleichberechti gte Teilhabe in 
allen gesellschaft lichen Bereichen 
ermöglicht werden. Sie stehen 
dafür in der Pfl icht, Deutsch zu ler-
nen sowie die Verfassung und die 
Gesetze zu kennen, zu respekti e-
ren und zu befolgen.“
Zwei zentrale Begriff e der Integra-
ti on „Teilhabe (Parti zipati on)“ und 
„Zugehörigkeit“ werden von der 
Kanzlerin erwähnt, die zwar von 
zentraler Bedeutung sind, aber 
nicht immer umgesetzt werden 
(können). Diese werden ich an-
hand des wissenschaft lichen Inte-
grati onskonzepts erläutern.
Wissenschaft lich lässt sich Integra-
ti on nach dem Soziologen Hartmut 
Esser in den folgenden vier Teilbe-
reiche systemati sieren und erweist 
sich als langwieriger und komple-
xer Prozess, wie auch die Bundes-
regierung annimmt.

Kulturelle Integrati on: Sprache 
und soziale Werte
Grundlegend für eine erfolgrei-
che Integrati on, Teilhabe und Be-
rufslaufb ahn sind vor allem gute 
Sprachkompetenzen. Die Sprach-
kompetenzen der bereits länger 
hier lebenden Migranti nnen und 
Migranten, vor allem aber die Äl-
teren sind häufi g eingeschränkt. 
Selbst in der dritt en Generati on 
sind die Sprachkenntnisse in eini-
gen migranti schen Milieus erstaun-
lich gering. Dem interkulturellen 
Bildungsforscher Hans-Joachim 
Roth zufolge fällt das Erlernen 
der deutschen Sprache besonders 
schwer, wenn man sie nicht früh 

als zweite Mutt ersprache erlernt 
oder wenn man die eigene Mut-
tersprache nicht gut beherrscht. 
Im Umkehrschluss heißt das, dass 
Migranten, die ihre Mutt ersprache 
gut beherrschen, auch schneller 
eine andere Sprache – in diesem 
Falle Deutsch – erlernen können. 
Es fällt beispielsweise auf, dass 
Gefl üchtete aus Syrien mit hohem 
Bildungsniveau auch sehr zügig die 
deutsche Sprache beherrschen, im 
Studium vorankommen und einen 
BA-Abschluss erlangen.
Zusätzlich beeinfl usst wird der 
Grad der Sprachkompetenz durch 
die soziale Umgebung. Segrega-
ti on von Migranti nnen und Mig-
ranten in besti mmten Stadtt eilen 
und Separati on von Gefl üchteten 
durch Sammelunterkünft e verstär-
ken sprachliche Defi zite weiter. Die 
Tatsache, dass der Alltag im jewei-
ligen Stadtt eil oder der jeweiligen 
Unterkunft  mit mäßigen Deutsch-
kenntnissen problemlos bewälti gt 
werden kann, senkt die Moti vati -
on, die deutschen Sprachkompe-
tenzen zu verbessern.
Eines der entscheidenden Merk-
male und der Schlüssel zur kultu-
rellen Integrati on ist und bleibt der 
Erwerb der deutschen Sprache. Die 
Beherrschung der Sprache trägt 
nicht nur dazu bei, dass der Zugang 
zum Bildungs- und Arbeitsmarkt 
leichter fällt, sondern auch die 
Adapti on der sozialen Werte und 
die Teilhabe im gesellschaft lichen 
Leben gut gelingt. Dadurch sind 
die Menschen in der Lage, Werte 
und Normen der Mehrheitsgesell-
schaft  besser zu verstehen und in 
ihren Alltag zu integrieren. Vor al-
lem die Konzentrati on der Migran-
ti nnen und Migranten in besti mm-
ten Stadtt eilen verstärkt nicht nur 
die sprachlichen Defi zite, sondern 
verhindert die soziale Teilhabe und 
Durchmischung.

Strukturelle Integrati on: Arbeits-
markt und Bildungssystem
Erwerbstäti gkeit ist zweifelsfrei 

eine der wichti gsten Dimensio-
nen im Leben eines Menschen. 
Nur durch einen Arbeitsplatz 
kann ein Mensch gewährleis-
ten, dass er über ökonomi-
sches Kapital verfügt, das den 
materiellen Ausgangspunkt 
für Flexibilität und Selbstbe-
sti mmtheit schafft  . Dabei ist 
ein Arbeitsplatz aber auch der 
notwendigste Aspekt der Sozi-
alintegrati on. Über seinen Be-
ruf kann ein Mensch Anerken-
nung und einen sozialen Status 
erlangen und Selbstwertgefühl 
entwickeln. Man darf auch die 
Tatsache nicht unterschätzen, 
dass im Erwachsenenalter der 

berufl iche Kontext eine wichti ge 
Rolle beim Knüpfen und Aufrecht-
erhalten sozialer Kontakte spielt.
Die berufl iche Integrati on der 
Migranti nnen und Migranten 
gelingt aber nicht überall zufrie-
denstellend. Als Gründe hierfür 
werden auf der einen Seite Dis-
kriminierungseff ekte und Rassis-
mus angeführt, beispielsweise im 
Bewerbungsverfahren für einen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz, 
auf der anderen Seite aber auch 
die fehlenden formalen schuli-
schen Voraussetzungen. Gefl üch-
tete begegnen diesem Problem 
in besonders drasti scher Weise, 
da ihnen der legale Weg in den 
Arbeitsmarkt zunächst verwehrt 
bleibt.

Soziale Integrati on: Netzwerke, 
Freundschaft en, Partnerschaft 
Die soziale Integrati on bezeichnet 
den Umfang sozialer Kontakte der 
Zuwanderer zu Einheimischen. Ob 
also Partnerschaft en, Eheschlie-
ßungen, Freundschaft en und das 
soziale Netzwerk ausschließlich in-
nerhalb des jeweiligen ethnischen 
oder religiösen Milieus oder auch 
interkulturell und interreligiös be-
stehen. Diese Form der Integrati on 
ist deshalb bedeutsam, weil sozia-
le Kontakte als soziales Kapital die-
nen: Beispielsweise als Unterstüt-
zung bei der Arbeitsplatzsuche, als 
Hilfe bei der sprachlichen Lernent-
wicklung (auch der Kinder) und bei 
der Etablierung neuer sozialer Nor-
men und Werte. Dieser Bereich ist 
politi sch nur schwer zu beeinfl us-
sen, denn die erfolgreiche soziale 
Integrati on hängt vor allem von 
der individuellen Einstellung ab.
Der Beauft ragten der Bundesregie-
rung für Integrati on zufolge bevor-
zugen 80 Prozent der Migranten 
bei der Wahl des Wohnortes Städ-
te, die mindestens 100.000 Ein-
wohner haben. Die Daten der Bun-
desregierung zeigen auch, dass die 
großen Ballungszentren in den al-
ten Bundesländern einen mehr als 

doppelt so hohen Migrantenanteil 
aufweisen wie die ländlichen Räu-
me. Der Anteil der Migranten ist 
in den Städten also am höchsten 
und konzentriert sich dort wie-
derum auf besti mmte Stadtt eile. 
Die gemeinten Stadtviertel haben 
oft  einen niedrigeren Sozialstatus 
und sind für die deutsche Bevölke-
rungsgruppe häufi g unatt rakti v.
Dem liegt eine besondere Eigen-
dynamik zugrunde: Wohlhabende 
verlassen die betroff enen Wohn-
gebiete und die Mietpreise sinken, 
dadurch kommen immer mehr 
einkommensschwache Bewohner 
und Migrantenfamilien hinzu, wie 
z. B. in Duisburg Marxloh oder in 
der Dortmunder Nordstadt.

Emoti onale Integrati on: 
Identi tät(en) und das Gefühl der 
Zugehörigkeit
Die drei genannten Bereiche der 
Integrati on werden im vierten 
Schritt  der Integrati on vereint: der 
emoti onalen Integrati on. Sie ist 
nicht direkt beeinfl ussbar, sondern 
wird davon besti mmt, inwieweit 
man sich mit Deutschland oder 
mit seinem Wohnort identi fi ziert. 
Die emoti onale Integrati on ist ge-
wissermaßen die Krönung: Sie ist 
komplex, beruht auf Subjekti vität 
und ist nicht mit Rati onalität er-
klärbar, sie entwickelt sich langfris-
ti g und ist auch von äußeren Ein-
fl ussfaktoren abhängig. Vor allem 
steht sie in Bezug dazu, wie Mig-
ranti nnen und Migranten von der 
Mehrheitsgesellschaft , beispiels-
weise Politi k, Zivilgesellschaft , 
Medien, aufgenommen werden. 
Es leuchtet ein, dass sich ein gut 
gebildeter Mensch, der perfekt 
Deutsch spricht, einen Arbeits-
platz hat und viele oder intensive 
soziale Beziehungen zu Deutschen 
pfl egt, eher mit Deutschland iden-
ti fi zieren kann. Die Möglichkeit, 
sich mit Deutschland zu identi fi zie-
ren, hängt aber eben auch mit der 
Mehrheitsgesellschaft  zusammen.

Wenn die Kanzlerin, wie eingangs 
erwähnt, die zwei zentralen As-
pekte der Integrati on „Parti zipa-
ti on“ und „Zugehörigkeit“ in den 
Mitt elpunkt stellt, müssen auch 
die Bedingungen der Parti zipati on 
vorhanden sein: Keine Benachtei-
ligung zum Zugang zur Bildung, 
Arbeit, Wohnungsmarkt etc. Das 
Gefühl der Zugehörigkeit kann 
zwar nicht erzwungen werden, 
aber wenn die Benachteiligungen 
zu Ressourcen verhindert werden 
und der Alltagsrassismus aufh ört, 
werden auch viele Menschen mit 
Migrati onshintergrund sich mit 
Deutschland identi fi zieren und 
sich zugehörig fühlen.

Prof. Dr. Ahmet Toprak
Foto: www.fh -dortmund.de

Der Vorsitzende des Integrati -
onsrats der Stadt Dortmund, 
Marzouk Chargui, besuchte 
Ende März das Haus der Vielfalt 
und stellte zusammen mit dem 
Vertreter des VMDO im Inte-
grati onsrat, Numan Morshed, 
seine Ansätze und Pläne zur 
Unterstützung der Dortmun-
der Bürger mit Migrati onshin-
tergrund vor und machte klar, 
dass er eine engere Zusammen-
arbeit mit den migranti schen 
Organisati onen und Vereinen 
anstrebt.
Dr. Omar Al Ghawi, Kalainithy 

Shabesan und Vedat Akkaya 
vom Vorstand des VMDO gaben 
zusammen mit  Jeyakumaran 
Kumarasamy vom Tamilischen 
Kulturverein einen Überblick 
über die Akti vitäten des VMDO 
und der Gemeinden. Auch sie 
möchten die Zusammenarbeit 
mit dem Integrati onsrat ver-
stärken.
Dieser Besuch ist ein Signal für 
eine neue fruchtbare Zusam-
menarbeit mit dem Integrati -
onsrat der Stadt Dortmund.

ECHO Marzouk Chargui (2.v.r.) mit VMDO-Vertretern im Haus der Vielfalt
Foto: ECHO

Integrati onsratsvorsitzender im Haus der Vielfalt
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Flüchtlingslager in Kara Tepe-Moria 2.0?

Das Flüchtlingslager in Moria auf 
der griechischen Insel Lesbos 
brannte im letzten Jahr im Sep-
tember ab. Die Zustände dort wa-
ren erschreckend: völlig überfüllte 
Zelte und unmenschliche Zustän-
de. Von Hygiene konnte nicht die 
Rede sein. Die Menschen dort 
verloren ihre Unterkunft  und 
mussten in einem provisorischen 
Lager in Kara Tepe auf Lesbos un-
tergebracht werden. Insgesamt 
sind immer noch 17.000 Gefl üch-
tete auf der Insel. Es befi ndet sich 
zur mehr als 8.000 Gefl üchtete in 
Kara Tepe.
Es handelt sich bei dem Platz um 
einen ehemaligen Schießplatz, 
wodurch das Gelände möglicher-
weise von Schwermetallen ver-
seucht sein könnte.
Von der EU-Kommission hieß 
es damals, es werde keine wei-
teren Morias mehr geben. Sie 
versprachen Gefl üchtete unter 
menschenwürdigen Bedingungen 
leben zu lassen. Die Ankündigun-
gen, die Zelte endlich winterfest 

zu machen, blieben jedoch leere 
Worte.
Die Umstände heute sprechen 
für sich. Die Gefl üchteten in Kara 
Tepe haben regelmäßig keinen 
Strom, müssen bei Minusgraden 
überleben und die EU schaut ta-
tenlos zu. Erst nach drei Mona-
ten wurden Duschen installiert, 
wobei nur einmal in der Woche 
geduscht werden darf. Die Zelte 
stehen bis oben im Matsch. Die 
Feuchti gkeit und die Kälte ma-
chen das Leben dort unmöglich. 
Vor Angst zu erfrieren, stellten die 
Menschen Heizöfen in die Zelte. 
Aufgrund der engen räumlichen 
Möglichkeiten kam es auch zu ei-
nem kleineren Brand.
Eine Kinderpsychologin der Ärzte 
ohne Grenzen betreut 2600 Kin-
der im Camp und berichtete Er-
schreckendes. Aufgrund der Trau-
mata in Moria fi ngen viele Kinder 
an zu schlafwandeln. Sie fi nden 
keine Ruhe mehr, berichtete die 
Psychologin. Zudem haben die 
Kinder dort keine Schule und auch 
keinerlei Spielmöglichkeiten. Die 
Auswirkungen seien, dass die Kin-
der sich in sich kehren, nicht mehr 
rausgehen und aufh ören zu spre-
chen. Die Kinder haben Panikat-
tacken, Wutausbrüche, schlagen 
mit dem Kopf gegen die Wände 
oder reißen sich die Haare raus. 
2020 wurden 50 Suizidversuche 
von Kindern im Lager registriert. 
Dieses Jahr versuchten 3 weitere 
Kinder sich das Leben zu nehmen. 
Dabei handelt es sich um Kinder 

zwischen 8 und 10 Jahren. Die 
Psychologin betonte, dass sie in-
nerhalb ihrer fünfj ährigen Arbeit 
in den Flüchtlingslagern keinerlei 
Fortschritt e sehen konnte und ins 
besondere die EU keine Anstalt 
machte zu handeln. „Und wir wis-
sen, dass das, was hier passiert, 
jedem einzelnen Verantwortli-
chen bekannt ist.“, sagte sie in ei-
nem Interview.
Aber nicht nur dort sieht es so 
aus. Ende 2020 fl üchteten 9.000 
Menschen nach Bosnien und ver-
suchen so nach Kroati en zu ge-
langen, in die EU. Die kroati sche 

Polizei ging brutal gegen diese 
Menschen vor. Am 23. Dezember 
brannte auch das Camp Lipa ab. 
Tausende Gefl üchtete mussten in 
den Wälder und verlassenen Ge-
bäuden unterkommen. Freiwillige 
Helfer/innen berichteten zudem 
von ihren Beobachtungen und äu-
ßerten sich kriti sch bezüglich der 
von der EU genehmigten Gelder. 
Es sei nicht ersichtlich, wo das 
Geld hingefl ossen sei.
Die Aufnahme der Gefl üchteten 
lehnte der deutsche Staat ab und 
tat sich damit ab auf eine euro-
päische Lösung hinzuarbeiten. Ist 

das die europäische Lösung, von 
der sie sprechen? Deutschland 
hat 2019 fast doppelt so viele 
Genehmigungen für Rüstungsex-
porte zugelassen als 2018. Das ist 
Rekordhoch. Es handelt sich um 
über 8 Milliarden €, welche für 
die Kriege vorgesehen sind, vor 
denen diese Menschen fl iehen 
müssen. 2020 will Deutschland 
der NATO voraussichtlich 50 Mil-
liarden € zur Verfügung stellen. 
Damit liegt eine Steigerung von 
6,4% vor.
Die weltweite Flucht von Men-
schen aus ihren Heimatländern 

wird in der Zukunft  noch aktuel-
ler und größer werden. Die Flucht 
dieser Menschen wird es so lange 
geben, wie es die Ursachen für 
Flucht geben wird. Wenn in Län-
dern, wie z.B. Bangladesch oder 
Indien, die Texti larbeiter*innen 
am Tag noch weniger als einen 
Euro verdienen und diese hören 
für wie viel Geld bspw. ein Hemd, 
welches sie produziert haben ver-
kauft  wird, werden sie das mit 
ihrem eigenen Verdienst verglei-
chen und daraus schließen welch 
riesiger Unterschied dort vorliegt. 
Diese Menschen sehnen sich dann 
danach zum Beispiel nach Europa 
auszuwandern, in der Hoff nung 
ein vermeintlich besseres Leben 
führen zu können. Aber dies ist 
nur einer der Gründe, warum die-
se Menschen in ein vermeintlich 
besseres Leben fl üchten wollen.
Wenn wir uns die Welt anschau-
en, gibt es mehr als nur einen 
Krieg und mehr als nur eine Dik-
tatur, in denen Menschen leben 
müssen und diese immer wieder 
zur Flucht zwingen.
Deswegen ist es von Wichti g-
keit, dass Gewerkschaft en oder 
demokrati sche Organisati onen 
und Parteien in jedem Land für 
Gleichheit und Freiheit aller Men-
schen kämpfen. Wenn Gleichheit  
geschaff en wird und im Umkehr-
schluss die Ursachen der Flucht 
beseiti gt werden, könnte dies 
möglicherweise die Zahl von 
Flüchtlingen verringern.

Karanfi l e.V.

„… dass der Anti ziganismus in den Mitgliedstaaten eff ekti v bekämpft  
werden muss“
ECHO der Vielfalt im Gespräch mit Romeo Franz, Sinto und Mitglied im Europäischen Parlament (DIE GRÜNEN)

Frage: Als Sinto und Mitglied im 
Europäischen Parlament machst 
Du vehement auf die schwierige 
Lage der Menschen aus den Rom-
no-Minderheiten aufmerksam. 
Und dann kam Corona… Wie sieht 
es aktuell aus? Was muss getan 
werden?

Romeo Franz: Die Lage der Men-
schen mit Romno-Hintergrund hat 
sich leider in den letzten Jahrzehn-
ten trotz des EU-Rahmens für na-
ti onale Strategien zur Integrati on 
der Roma nicht verbessert. Unab-
hängig von der aktuellen Pandemie 
sind Menschen mit Romno-Hin-
tergrund bereits beim Zugang zu 
angemessenem Wohnraum, zu Bil-
dung, Arbeit und von den Gesund-
heits- und Sozialdiensten massiv 
benachteiligt.
Dies hat viele Gründe, aber zu 
den Hauptursachen zählen 1) der 
weit verwurzelte Anti ziganismus 
in den Mehrheitsgesellschaft en, 
also die spezifi sche Form des Ras-
sismus gegenüber Menschen mit 
Romno-Hintergrund, 2) der prin-
zipiell paternalisti sche Ansatz der 
EU-Maßnahmen, der die Betroff e-
nen nicht akti v und gleichberechti g 
einbezieht und 3) die Freiwilligkeit 
der Strategien, die die Mitglied-
staaten nicht verpfl ichten, Akti -
onspläne für diese Minderheit ef-
fekti v umzusetzen. Leider ist auch 
die vorherrschende Korrupti on in 
manchen Mitgliedsländern derart 
ausgeprägt ist, dass die Mitt el nicht 
dort ankommen, wo sie dringend 
gebraucht werden.

Der Ausbruch der COVID-19 Pan-
demie hat die Lage der Menschen 
mit Romno Hintergrund noch 
verschlechtert. Die meisten der 
geschätzten 12 Millionen Roma 

in Europa leben unter prekären 
Zuständen ohne Zugang zu saube-
rem Wasser, ohne angemessenem 
Wohnraum, ohne grundlegende 
Gesundheitsversorgung und ohne 
fi nanzielle Mitt el für eine gute Er-
nährung. Aus diesem Grund sind 
Menschen mit Romno-Hintergrund 
besonders stark den schwerwie-
genden Folgen einer Covid-19-In-
fekti on ausgesetzt.
Die Pandemie erfordert soforti -
ge und umfassende Maßnahmen 
der Regierungen, die den Schutz 
und die Präventi on gegen Covid-19 
für alle in Europa lebenden Men-
schen gleichermaßen zugänglich 
zu machen, unabhängig von ihrer 
Ethnie. Selbstverständlich müssen 
Menschen mit Romno-Hintergrund 
auch von der Impfstrategie pro-
fi ti eren können, die seit Anfang 
dieses Jahres in den Mitgliedslän-
dern gestartet ist. Dazu muss ihnen 
aber auch - wie der Mehrheitsge-
sellschaft - sowohl angemessene 
Informati on zugänglich gemacht, 
als auch - rein logisti sch- die Mög-
lichkeit gegeben werden, sich imp-
fen zu lassen, auch in den prekären 
Siedlungen in den Mitt el- und Ost-
europäischen Ländern.

Aber unabhängig von der Pande-
mie, die wie unter einem Brenn-
glas die dramati sche Situati on der 
Menschen mit Romno-Hintergund 
nur noch stärker ersichtlich macht, 
müssen die Europäische Union und 
die Mitgliedsstaaten anerkennen, 
dass dieser Rassismus und Anti -
ziganismus als strukturelle Men-
schenrechtsverletzungen in Europa 
nicht mehr ignoriert werden kann.

Frage: Vor einiger Zeit bei einem 
Besuch in Duisburg hast Du klare 
Worte gesprochen: Die Roma wer-
den in Duisburg bleiben! Worum 
ging es?

Romeo Franz: Als ich im April 2019 
in Duisburg war, fand ich eine sehr 
aufgeheizte Sti mmung vor. Da-
mals wurden über 150 Menschen 
aus ihren Wohnungen in Duis-
burg-Marxloh vertrieben, mit der 
Begrü ndung, dass der Brandschutz 
in den Hä usern nicht gewä hrleistet 
sei. In den betroff enen Gebä uden 
lebten ü berwiegend Zugewander-
te aus Sü dosteuropa.
Hinter der ganzen Akti on - so habe 
ich im Anschluss nach einer in-
vesti gati ven Recherche erfahren 
– steckten auch klare Wirtschaft s-
interessen eines Immobilienunter-
nehmens. Das zeigt auch wieder, 
wie auf dem Rücken der verwund-
barsten unserer Gesellschaft , auch 
noch Geschäft e betrieben werden 
und dass gerade diese Menschen, 
wegen ihrer Herkunft  und ihrer 
prekären Lage, besonders gefähr-
det sind.
Die Stadt Duisburg und der Ober-
bürgermeister mussten nach mei-
ner Anfrage Stellung beziehen. 
Wir sind dadurch in einen Dialog 
gekommen und ich habe verschie-
dene Maßnahmen empfohlen, um 

vor allem die aufge-
heizte Sti mmung zu 
beruhigen, die zwi-
schen den Bewoh-
nern der Häuser 
und den anderen 
Bewohner*innen 
des Bezirks herrsch-
te. Dazu gehörten 
auch Sensibilisie-
rungsmaßnahmen 
und Mediati ons-
maßnahmen, die 
schließlich zu meinem Bedauern 
nur wenig Resonanz erhalten ha-
ben. Daran muss die Stadt Duis-
burg meines Erachtens arbeiten. 
Es muss in aller Interesse sein, dass 
alle Menschen friedlich dort woh-
nen können.

Frage: Was rätst Du den Städten: 
Wie sollen sie mit der Einwande-
rung aus Südosteuropa umgehen?

Romeo Franz: Die Stadtverwaltung 
sollte sich insgesamt mit dem The-
ma Struktureller Rassismus und 
Diskriminierung stellen und akti v 
innerhalb der Verwaltung Sensibi-
lisierung der Mitarbeiter ernstneh-
men und auch verbindlich umset-
zen.
Unerlässlich ist:
• Rassismus und Diskriminierung 

auf allen Ebenen zu bekämpfen,
• sich von paternalisti schen 

Ansätzen zu verabschieden, 
die betroff enen Gruppen auf 
Augenhöhe und gleichberechti gt 
von Beginn an in die Analyse, die 
Lösungskonzepti on und Ausfüh-
rung einzubeziehen,

• auch ein adäquates Budget dazu 
bereitzustellen,

• die Selbstorganisati onen der be-
troff enen Gruppen von Anfang 
anzuerkennen und zu beteiligen,

• ein paritäti sch besetztes Gremi-
um zu installieren, welches sich 
refl ekti ert mit der Problemati k 
und den Bedarfen einsetzt.

Das Programm " ReFIT- regionale 
Förderung, Inklusion und Teilha-
be", welches als Best- Practi ce- Bei-
spiel aus Baden -Württ emberg in 
einigen Städten mit der ähnlichen 
Problemati k erfolgreich eingesetzt 
wird, kann Anregungen liefern.

Frage: Manche, die Dich tatkräf-
ti g vor Ort erlebt haben, könnten 
meinen: der hat sich nach Europa 
aus dem Staub gemacht. Warum 
ist es aus Deiner Sicht wichti g, im 
Europäischen Parlament zu ar-
beiten? Welche „dicken Brett er“ 
müssen gebohrt werden? Bist Du 
sicher, hast Du Hoff nung, dass Du 
etwas erreichst?

Romeo Franz: Ich bin weiterhin 
tatkräft ig auch vor Ort engagiert. 
Es ist wichti g zu verstehen, dass ich 
den Bezug zu meinen Leuten, zu 
meinen Wählerinnen und Wählern 
weiterhin brauche, um auf der Eu-
ropäischen Ebene etwas bewirken 
zu können; da gibt es keine Tren-
nung!
Ganz im Gegenteil: Das, was ich im 
Europäischen Parlament versuche 
zu bewirken, soll der Lebenssituati -

on der Menschen hier vor Ort und 
in allen Mitgliedsstaaten zu Gute 
kommen. Daher sind Gesetze, die 
wir im Europaparlament verab-
schieden, wesentlich für alle Men-
schen in der EU. Aus diesem Grun-
de wollte ich genau dort Einfl uss 
nehmen, wo diese Gesetze entwi-
ckelt und verabschiedet werden.
In diesem Zusammenhang habe 
ich im September letzten Jahres 
im Europäischen Parlament eine 
Entschließung eingebracht, in der 
ich die gleichberechti gte Teilhabe 
unserer Minderheit fordere und 
vor allem, dass der Anti ziganis-
mus in den Mitgliedstaaten eff ek-
ti v bekämpft  werden muss und 
zwar rechtsverbindlich! Dies ist 
der entscheidende Antrieb meiner 
politi schen Arbeit, dass wir rechts-
verbindliche Regelungen auf der 
europäischen Ebene schaff en, die 
ihre konkrete Umsetzung auf der 
Ebene der Mitgliedsstaaten fi nden.
Denn Empfehlungen oder Maß-
nahmen auf freiwilliger Basis funk-
ti onieren nicht. Auch in Deutsch-
land ist dies leider der Fall: es gibt 
keine Akti onspläne zur Inklusion 
und zur Verbesserung der Situati on 
der Menschen mit Romno-Hinter-
grund, denn die Bundesregierung 
sieht keinen Bedarf und wird auch 
nicht in die Pfl icht gerufen. Das 
möchte ich ändern.
Auch wenn es viel Arbeit ist und 
„dicke Brett er gebohrt“ werden 
müssen, bin ich opti misti sch.Eine 
überwälti gende Mehrheit der Ab-
geordneten im Parlament hat mei-
ner Resoluti on zugesti mmt, was 
mir bestäti gt hat, dass auch die 
Mehrheit einen Handlungsbedarf 
für die Verbesserung der Situati on 
der Menschen mit Romno-Hinter-
grund sieht. Das macht mir Mut.

WK

Alltagsszene in Moria (2020), ©wikipedia.org

Romeo Franz,
Quelle: www.facebook.com/
RomeoFranz/
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Neue Flüchtlingsberaterin 
im Haus der Vielfalt

Der VMDO e.V. freut sich, eine 
neue Kollegin in der Flüchtlings-
beratungsstelle begrüßen zu kön-
nen: Seit Januar 2021 ist Sabine 
Kemler Teil unseres Teams – ein 
schöner Anlass, sie hier vorzustel-
len.
Erfahrungen in der Arbeit mit und 
für geflüchtete Menschen konnte 
Sabine in unterschiedlichen Kon-
texten sammeln. So war sie be-
reits neben ihrem Studium als pä-
dagogische Nachtbereitschaft in 
einer Notunterkunft und später im 
psychosozialen Zentrum Refugio 
tätig. Zuletzt beriet sie Geflüch-
tete und Menschen mit Duldung 
bei der GGUA Flüchtlingshilfe in 
Münster. Dabei liegt ihr stets am 
Herzen, die individuelle Person, 
ihre Geschichte, Interessen und 
Befürchtungen kennenzulernen, 

um gemeinsam zu schauen, wel-
che Möglichkeiten innerhalb des 
eng gesteckten rechtlichen Rah-
mens noch bleiben. Ihre Arbeit 
sieht sie als Einsatz für die Men-
schenrechte. Zu sehen, dass die 
Menschen, die ihre Beratung su-
chen, ihre Rechte wahrnehmen 
und so ihr Leben selbstbestimmt 
gestalten können, ist für Sabine 
die größte Motivation.
Jetzt ist Sabine neu in Dortmund 
und immer montags bis donners-
tags im Haus der Vielfalt für Rat-
suchende erreichbar. Besonders 
für Menschen mit Aufenthaltsge-
stattung oder Duldung ist sie die 
richtige Ansprechpartnerin. Auch 
Menschen, die in der aufent-
haltsrechtlichen Illegalität leben, 
können sich an sie wenden. Für 
bereits anerkannte Flüchtlinge 
bietet die Beratungsstelle Unter-
stützung z.B. bei Asylanträgen für 
nachgeborene Kinder, Widerrufs-
verfahren oder Folgeanträgen.
Die Flüchtlingsberatungsstelle 
gibt Hilfestellung und Beratung 
zu allen Fragen rund um das Asyl-
verfahren und Aufenthaltsrecht. 
Typische Beratungsanfragen sind 
schriftliche Asylanträge, die Vor-
bereitung auf die Anhörung beim 
BAMF oder Unterstützung beim 
Verstehen der Bescheide, aber 
auch Änderung und Streichung 
der Wohnsitzauflage, wenn ein 
Umzug innerhalb Deutschlands zu 
engen Verwandten oder wegen 
eines Jobs ansteht oder Fragen 

zu den Leistungen, die vom Sozi-
alamt gezahlt werden. Im aufent-
haltsrechtlichen Bereich kann es 
zum Beispiel um einen humanitä-
ren Aufenthalt für Menschen, die 
schon sehr lange mit einer Dul-
dung in Deutschland leben oder 
für Jugendliche gehen, aber auch 
um eine Ausbildungs- oder Be-
schäftigungsduldung. Gemeinsam 
mit den Ratsuchenden schaut 
Sabine, welche Voraussetzungen 
schon erfüllt sind und welche 
noch fehlen – kurz, welche Mög-
lichkeiten es gibt, um einen Auf-
enthalt in Deutschland zu sichern 
und so Integration zu ermögli-
chen.
Ebenso bietet die Beratungsstelle 
Unterstützung bei Fragen zu Sozi-
alleistungen und Orientierung in 
den Bereichen Arbeit, Ausbildung, 
Wohnen und Unterbringung. Bei 
diesen Themen und vielen wei-
teren kann ich auch dabei unter-
stützen, den Kontakt mit anderen 
spezialisierten Projekten oder Be-
ratungsstellen aufzunehmen.
Sabines Arbeitszeiten sind:
Mo & Mi 13.00-18.00,
Di & Do 9.00-14.00.
Dann ist sie unter 0231 28678242 
oder per mail: s.kemler@vmdo.de 
zu erreichen. Zurzeit findet die 
Beratung noch immer überwie-
gend telefonisch statt. Die per-
sönliche Beratung kann nur nach 
vorheriger Terminvereinbarung 
angeboten werden.

ECHO

Sabine Kemler
Foto: J.Abolnikov

„lokal willkommen“ nun auch 
in der Nordstadt 
Dortmunder Integrationsnetzwerk eröffnet siebtes Büro 

Das Dortmunder Integ-
rationsnetzwerk „lokal 
willkommen“ eröffnet das 
siebte und somit letzte Be-
zirksbüro als Anlaufstelle 
für Flüchtlinge - Standort 
ist die Brunnenstraße 25, 
im Herzen der Nordstadt. 
Damit ist „lokal willkom-
men“ nun im gesamten 
Stadtgebiet präsent.
Los ging es im Okto-
ber 2016 mit der Eröff-
nung des ersten „lokal 
willkommen“-Standorts 
im Brackel/Aplerbeck. 
Nach einer sehr erfolgrei-
chen Pilotphase kamen 
nach und nach weitere 
Standorte in und für Hör-
de/Hombruch, Mengede/
Huckarde, Eving/Scharn-
horst, Lütgendortmund 
und die Innenstadt West und Ost 
dazu.
In der Nordstadt ist „Der Paritäti-
sche Dortmund“, vertreten durch 
VMDO e.V., der Kooperationspart-
ner der Stadt Dortmund.
„Wir freuen uns sehr, dass ,lokal 
willkommen‘ im Stadtbezirk In-
nenstadt-Nord die Arbeit aufneh-
men kann“, sagt Tülin Tolutas, Vor-
standsvorsitzende des VMDO e.V.
„Mit dem Büro in der Innenstadt-
Nord ist ,lokal willkommen‘ nun in 
allen Dortmunder Stadtbezirken 
vertreten und kann den neuzu-
gewanderten Menschen wohn-
ortnah mit Rat und Tat zur Seite 
stehen“, so Sozialdezernentin Bir-
git Zoerner. „,lokal willkommen‚ 
bietet dabei sowohl den neuzu-
gewanderten Menschen als auch 
der alteingesessenen Bevölkerung 
einen wohnortnahen und niedrig-
schwelligen Anlaufpunkt und ist 

gleichzeitig eine Anlaufstelle für 
Menschen, die sich ehrenamtlich 
engagieren wollen. Dortmund ist 
beim Thema ,Integration‘ einen 
weiteren Schritt in die richtige 
Richtung gegangen.“
Im Stadtbezirksbüro ar-
beiten fünf hauptamtliche 
Mitarbeiter*innen, welche den 
Flüchtlingen, Anwohner*innen 
und allen Interessierten bei allen 
Fragen rund um Integration zur 
Seite stehen werden. Daniela En-
gel, Haifaa Abdulaziz, Ulrike Po-
dhajsky, Dilek Yildiz und Ahmad 
Kamalmaz freuen sich zu den be-
kannten Öffnungszeiten und nach 
Terminvereinbarung auf zahlrei-
che Besucher*innen. Sie werden 
mit verschiedensten Akteuren 
der Flüchtlingshilfe zusammen-
arbeiten und weitere Netzwerke 
knüpfen.
Darüber hinaus stehen am Standort 

fünf „Kompetenzpartner*innen“ 
dem Stadtbezirksbüro zur Seite: 
Der Planerladen e.V., die Stadtteil-
schule Dortmund e.V., das Soziale 
Zentrum Dortmund e.V., die Grün-
bau gGmbH und der Train of Hope 
e.V. werden in Zusammenarbeit 
mit dem Team vor Ort die beste-
henden, vielschichtigen Aufgaben 
meistern.

INFO 
„lokal willkommen“
Brunnenstraße 25
44145 Dortmund
Telefon:
0231/ 50-111 82/84/85/86/87
Mail:
lokalwillkommen.IN@stadtdo.de
Sprechzeiten:
Montag und Freitag 09:00-12:00
Dienstag 13:00-16:00
Donnerstag 14:00-17:00
Mittwoch geschlossen

Das Team von "lokal willkommen" vor dem Standort Brunnenstr. 25
Foto: Stadt Dortmund

Wohnungslosigkeit: Zugewanderte 
in Zeiten der Pandemie
Die Folgen der Corona Pandemie 
breiten sich immer weiter aus. Zu-
gewanderte spüren dies in beson-
derem Maße. Sprachliche Barrieren, 
die Nichterreichbarkeit der Ämter 
und die eingeschränkten Zugänge 
zu bekannten Institutionen und An-
laufstellen, die die Zugewanderten 
für gewöhnlich aufgesucht haben, 
stellen sie vor unüberbrückbare 
Hürden.
Briefe, die etwa vom Vermieter 
kommen, werden zudem oft nicht 
verstanden und daher einfach nicht 
beachtet bzw. ausgesessen, weil die 
Betroffenen denken, dass das Amt 
die Miete ja schon bezahle und alles 
in Ordnung sei. So kann es passie-
ren, dass ihnen eine Zwangsvollstre-
ckung bevorsteht, weil das Amt oder 
die Behörde die Miete aufgrund 
einer Änderung in den Verhältnis-
sen des Leistungsträgers eben nicht 
mehr direkt an den Vermieter, son-
dern an den Leistungsträger selbst 
bezahlt hat und dieser nun selbst 
dafür sorgen müsste, dass die Miete 
an den Vermieter überwiesen wird. 
Durch diese Unwissenheit entste-
hen oftmals Mietrückstände im vier-
stelligen Bereich und es droht die 
Wohnungslosigkeit, was die Betrof-
fenen unter Schock versetzt und sie 
ratlos macht.
Die Gruppe der Zugewanderten mit 
einer Duldung treffen solche Situ-
ationen besonders hart, weil ihre 
Situation auf dem Wohnungs- und 
Arbeitsmarkt aufgrund ihres unsi-
cheren Aufenthalts schon unter nor-
malen Umständen sehr schwierig 
ist. Verlieren sie jedoch unter Pande-
miebedingungen Wohnung oder Ar-
beit sind solche Lebenslagen für sie 
fast unmöglich zu lösen. Insbeson-
dere für Zugewanderte mit Duldung 
können unbedachte Handlungen 
und Fehlentscheidungen schwer-
wiegende Konsequenzen bis hin zur 
Abschiebung nach sich ziehen. Fach-
beratung und adäquate Begleitung 
etwa bei der Mitwirkung zur Identi-
tätsklärung oder Fragen der Passbe-
schaffung, zum Beispiel wenn eine 
Arbeit oder Ausbildung begonnen 
wird, ist darum unverzichtbar.
Die Zugewanderten konnten vor 
der Pandemie mit ihren Problemen 
immer direkt zum zuständigen Amt 
oder zu einer Beratungsstelle ihres 
Vertrauens gehen und es wurde 
ihnen gleich geholfen. Sprachliche 
Barrieren, hinderten sie schon im-
mer daran telefonisch oder per E-
Mail Kontakt aufzunehmen, daher 
bevorzugten sie die persönliche 
Vorsprache. In der Pandemie sind 

jedoch viele Ämter, Organisatio-
nen und Vereine nun ausschließlich 
über diese Kanäle zu erreichen. Die 
Konsequenz daraus ist, dass Briefe 
mit Mahnungen, Vollstreckungen, 
Korrespondenzen vom Gericht, An-
wälten, Vermietern etc. solange aus-
gesessen werden, bis der Zwangs-
vollstrecker o. ä. vor der Tür steht. 
Was durch die frühzeitige Unterstüt-
zung durch Beratungsstellen gut ab-
zuwenden gewesen wäre, lässt sich, 
wenn sich Betroffene an diesem 
Punkt in ihrer Verzweiflung an Be-
ratungsstellen wenden, nicht mehr 
verhindern. Es kann nur noch ge-
schaut werden, wo sie Soforthilfen 
für Unterkunft, Verpflegung etc. er-
halten können. Die Spirale der Woh-
nungslosigkeit nimmt so ihren Lauf 
und überfordert die Betroffenen 
immens: Sie hatten sich in einem 
sicheren Sozialstaat geglaubt und 
nicht gedacht, jemals wohnungslos 
zu werden. Sind die Betroffenen 
noch sehr jung und leben alleine, ist 
das Ausmaß der Hilflosigkeit häufig 
hoch bis gar tragisch. Diese Situation 
ist auch für die Helfenden nicht im-
mer einfach, weil sie darauf vertrau-
en müssen, dass die empfohlenen 
Anlaufstellen von den jungen Men-
schen auch de facto aufgesucht wer-
den. Dies ist nicht immer der Fall, da 
das Eingeständnis, dass man Hilfe 
benötigt und die Scham über das 
Erlebte oder die Erkenntnis darüber, 
dass man sich selbst in eine solche 
Situation gebracht hat, ggf. höher ist 
als der Hilfebedarf.
Auch auf vielen anderen Ebenen 
sind für Zugewanderte besondere 
Hindernisse spürbar. Beispielsweise 
bestehen diese in der Bildungsland-
schaft, vor allem beim Distanzun-
terricht, weil dafür ein funktionie-
rendes Medium benötigt wird und 
diese von den Eltern nicht gestellt 
werden können. Nicht jeder Haus-
halt hat einen Laptop oder ein IPad 

zur Verfügung. Zwar gibt es Finanzie-
rungsmöglichkeiten für solche An-
schaffungen, aber von diesen Mög-
lichkeiten und den Anlaufstellen zur 
Beantragung solcher Mittel sind be-
troffene Familien in der Regel nicht 
informiert. Zudem ist der Bedarf an 
Nachhilfe in der Pandemie enorm 
gestiegen und mit hohen Kosten 
verbunden, die zugewanderte Eltern 
sich häufig nicht leisten können.
Zugewanderte Frauen sehen sich 
noch mit weiteren geschlechtsspe-
zifischen Problemen konfrontiert: 
Oftmals dürfen sie schon durch pa-
triarchalisch geprägte Strukturen 
nicht immer rausgehen, wann sie 
möchten. Durch die Pandemie hat 
sich dies nochmals verstärkt, da die 
Männer nun einen weiteren Grund 
haben, ihnen das zu verwehren. 
Dadurch können Frauen auch nicht 
mehr das Angebot von Aus- und 
Fortbildungen wahrnehmen, um 
sprachliche Barrieren abzubauen 
und selbständiger zu werden. Statt-
dessen werden sie abhängiger von 
ihren Ehemännern und geraten im-
mer mehr in passive Rollen. Die Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben, 
die sie dringend benötigen, ist nicht 
mehr möglich.

Es ist außerordentlich wichtig, dass 
Behörden und Ämter möglichst 
schnell eine persönliche Vorsprache 
wieder zulassen, um so die Zuge-
wanderten wieder aufzufangen. Sie 
dürfen sich nicht dadurch täuschen 
lassen, dass die Zugänge über E-Mail 
und Telefon genutzt wurden. Denn, 
wie in diesem Artikel beschrieben, 
können längst nicht alle Menschen 
diese Wege nutzen – mit verhee-
renden Folgen. Wenn die Türen für 
persönliche Vorsprachen für immer 
geschlossen werden, stellen die ge-
nannten Beispiele nur die Spitze des 
Eisbergs dar.

ECHO

Teamunterstützung für das Quartiersmanagement
Erweitertes Team des Quartiers-
management Westerfilde & Bo-
delschwingh geht an den Start!

Das Quartiersmanagement in 
Westerfilde & Bodelschwingh 
hat Zuwachs bekommen: Zwei 
Umweltpädagoginnen haben 
im Januar ihre Arbeit aufge-
nommen und ergänzen das Ak-
tionsangebot des bisherigen 
Teams. Nachdem der Vertrag 
des Quartiersmanagements 
Ende 2020 ausgelaufen ist, hat 
nach Ausschreibung und Verga-
beverfahren nun ein neuer Auf-
tragszeitraum für die Arbeit des 
Quartiersmanagements begon-
nen: Die bekannten Gesichter 
des Teams werden auch in den 
kommenden Jahren die bewähr-
ten Ansprechpartner*innen 
im Stadterneuerungsprozess 
bleiben. In Zukunft werden sie 
zudem unterstützt von den bei-

den Umweltpädagoginnen „die 
Hirsche“, bestehend aus Andrea 

und Sabine Hirsch.
Stadt Dortmund

Teamcollage v. l.: Das Team des Quartiersmanagements besteht aus Juliane 
Hagen, Christoph Schedler und Katrin Eilinghoff von der Planungsgruppe 
Stadtbüro, Silke Freudenau vom Diakonischen Werk Dortmund und Lünen 
gGmbH sowie Andrea Hirsch und Sabine Hirsch als freiberufliche Umwelt-
pädagoginnen.  Collage: Stadt Dortmund
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Dortmund nach Corona – unsere Stadt neu denken
Am 26.02.2021 fand von 18:00 Uhr 
– 21:00 Uhr auch in Dortmund der 
Aktionstag "Wir Migrant*innen 
schlagen Alarm – Die Corona-Kri-
se macht ungleicher!" statt, der 
bundesweit vom BV NeMO e.V. 
an mehr als 20 Orten organisiert 
wurde. Für den VMDO e.V. bilde-
te die Veranstaltung zugleich den 
Auftakt für die Videokonferenz-
Reihe Dortmund nach Corona – 
unsere Stadt neu denken.
Rund 50 Menschen nahmen an 
der Konferenz teil, die von Leyla 
Boran und Armel Djine moderiert 
wurde. Begrüßt wurden die Teil-
nehmer von der Vorstandsvorsit-
zenden des VMDO, Tülin Dolutas.
Prof. Dr. Erol Yıldız (Universität 
Innsbruck) und Saziye Altundal-
Koese, VMDO-Bereichsleiterin 
Integration und Neuzuwande-
rung eröffneten den inhaltlichen 
Teil der Veranstaltung mit Im-
pulsvorträgen. Wie kann eine 
andere, solidarischere Stadt 
von morgen aussehen? Wie 
können die Erfahrungen von 
Migrant*innenorganisationen zu 
dieser Entwicklung beitragen?
Im Anschluss gaben fünf 
Vertreter*innen von 
Migrant*innen-Organisationen 
Einblick in ihre Arbeit und schil-
derten ihre Erfahrungen in der 
Corona-Pandemie. Kalainithy 
Shabesan sprach für den Verein 
für tamilische Künstler e.V., Ali 
Abdurahman für den Somalisch-
Deutschen Verein e.V., Dr. Gürsel 
Capanoglu vertrat das Internati-
onale Frauencafé Dortmund e.V., 
Dr. Omar Al Ghawi berichtete von 
der Palästinensischen Gemein-
de zu Dortmund e.V. und Cesaire 
Sielatchom Fondjo von dem Ver-
ein Kamerunischer Ingenieure 
und Informatiker Ruhrbezirk e.V.
Deutlich wurde hier insbesonde-
re, dass Migrant*innen-Organi-
sationen auch in der Pandemie 
ihr Engagement fortsetzten. Sie 
reagierten flexibel und kreativ 
auf die Lockdown-Situation, um 
migrantische und geflüchtete 
Menschen weiterhin bedarfsori-
entiert zu begleiten und zu unter-
stützen. Die Vertreter*innen der 
Migrant*innen-Organisationen 
gingen besonders auf die Situa-
tion und Lebenslage von Frauen, 
alten Menschen und internatio-
nalen Studierenden ein. Durch 
ihre Arbeit werden strukturelle 
Ungleichheiten besonders sicht-

bar, denn an vielen Stellen geht 
es um grundlegende und exis-
tentielle Fragen. Dies spiegeln 
auch die Erfahrungen von samo.
fa plus wider. Zu Beginn der Pan-
demie ging es im Frühjahr 2020 
zunächst darum, mehrsprachige 
Informationen über das Corona-
Virus zu vermitteln. Mit der Zeit 
konnten Austausch- und Grup-
penangebote an digitale Formate 
angepasst werden, um weiterhin 
in Kontakt zu bleiben, sich gegen-
seitig zu stärken und auch leichte 
Momente miteinander zu erle-
ben. Durchgehend trugen beson-
ders persönliche Gespräche dazu 
bei, dass psychische Entlastung 
geschaffen werden konnte, indem 
über Ängste vor einer möglichen 
Erkrankung und die Belastungen, 
die mit den Kontaktbeschränkun-
gen einhergehen, wie soziale Iso-
lation oder Mehrfachbelastung 
in Familien, gesprochen werden 
konnte.
Auch wurden Menschen da-
bei unterstützt, Fragen mit dem 
Gesundheitsamt oder der Aus-
länderbehörde zu klären. Was 
passiert im Fall eines positiven 
Testergebnisses, einer Erkrankung 
oder eines Krankenhausaufent-
haltes? Wie geht man damit um, 
wenn der Aufenthaltsstatus ver-
längert werden muss, die Behör-
den jedoch nicht zugänglich sind? 
Durch Nachhilfe-Angebote wurde 
versucht, Benachteiligungen im 
Bildungssystem entgegenzuwir-
ken. Denn auch homeschooling ist 
in weiten Teilen darauf ausgelegt, 
dass Eltern (sprachlich und fach-
lich) dabei begleiten, eine gute 
digitale Ausstattung vorhanden, 

der Umgang mit PC-Programmen 
erlernt und die finanziellen Mittel 
für Mehrkosten vorhanden sind.
Migrant*innen-Organisationen 
sind durch ihr langjähriges Enga-
gement mit den Lebensrealitäten 
von geflüchteten und migranti-
schen Menschen vertraut. Sie leis-
ten einen unverzichtbaren Beitrag 
zur Gestaltung einer solidarischen 
Gesellschaft. Durch ihre ehren-
amtliche Arbeit wird Teilhabe er-
möglicht und in besonderer Wei-
se auf die Bedarfe und Interessen 
der Menschen eingegangen.
Im dritten Block der Veranstaltung 
kamen kritische Freund*innen zu 
Wort und bekräftigten an vie-
len Stellen die Erfahrungen der 
Migrant*innen-Organisationen. 
Megha Kono-Patel, Stadtdrama-
turgin am Theater Dortmund, 
betonte, dass auch hier ein 
Großteil der emotionalen und 
mentalen Arbeit von Frauen ge-
leistet wird. Auch stellte sie die 
Frage danach, welche Kraft es 
kostet, den Status quo zu hal-
ten und eine Verschlimmerung 
der Umstände zu verringern 
oder zu verhindern. Wo können 
Migrant*innenorganisationen die 
Ressourcen finden, von einem 
besseren, einem anderen Leben 
zu träumen?
Andreas Koch, Grünbau gGmbH, 
wies darauf hin, dass bereits seit 
vielen Jahren Ideen und konkrete 
Konzepte existieren, die Ungleich-
heit und Benachteiligung in Dort-
mund zu verringern. Woran liegt 
es, dass die Umsetzung bislang 
gescheitert ist? Wer setzt sich 
aktiv für Veränderungen ein und 
an welchen Stellen werden diese 

verhindert?
Benjamin Stuwe, Planerladen e.V., 
verdeutlichte, dass Ungleichheit 
auch in der Stadtplanung und 
am Wohnort abzulesen ist. Men-
schen im Dortmunder Süden, mit 
Eigenheim und Garten sind ohne 
weiteres privilegierter als Men-
schen, die in dichter besiedelten 
Stadtteilen, wie zum Beispiel der 
Nordstadt wohnen. Warum wur-
de hier in Corona nicht die Gele-
genheit genutzt, einzelne Straßen 
zu Spiel- oder Fahrradstraßen um-
zufunktionieren? Um Entlastung 
zu verschaffen und städtischen 
Raum für die Bedarfe der Men-
schen zu nutzen.
Der Aktionstag verdeutlichte er-
neut, was bereits an vielen Stel-
len benannt und kritisiert wird: 
gesellschaftliche Benachteiligun-
gen, strukturelle Ungleichheiten, 
rassistische und sexistische Me-
chanismen, die auch vor Corona 
wirksam waren, verstärken und 
verschärfen sich.
Die Teilnehmenden, die über-
wiegend aus Migrant*innen-
Organisationen kamen, äußerten 
vielfach den Wunsch, die Themen 
nicht immer wieder nur „unter 
uns“ zu diskutieren und zu be-
sprechen. Hierzu muss der wech-
selseitige Austausch mit kommu-
nalen und zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen intensiviert wer-
den. Um nicht allein die gesund-
heitlichen, sondern insbesonde-
re auch die sozialen Folgen der 
Corona-Pandemie zu bewältigen 
braucht es die Entwicklung von 
Lösungen, für die sich alle glei-
chermaßen verantwortlich fühlen 
und die gemeinsam umgesetzt 
werden. In einer solidarischen 
Stadtgesellschaft werden ver-
schiedene Perspektiven sichtbar 
und unterschiedliche Lebensrea-
litäten berücksichtigt. Um diese 
Vision wirksam und nachhaltig in 
die Realität umzusetzen, braucht 
es die Beteiligung und das Enga-
gement aller Akteur*innen.
Ausblick: Das Thema des Aktions-
tages in Dortmund wird im Rah-
men eines Workshops beim Dort-
munder Flüchtlingsforum weiter 
vertieft (16. Juni 2021).
Am 27. Mai 2021 findet die 6. 
samo.fa Dialogkonferenz statt un-
ter dem Titel „Geflüchtetenarbeit 
vor Ort: Es muss weitergehen“.

samo.fa plus-Team Dortmund

Auch Kinder machten beim Aktionstag mit
Foto: Elaine Yousef

Migrant*innen-Organisationen:

Statt „Nachhilfe“ mit „Bil-
dung und Lebensfreude“ 
aus der Corona-Krise. Eine 
Antwort auf Frau Karliczek

Die „Tagesschau“ vom 27.März 
2021 berichtet: „Damit Schüler 
durch die Corona-Pandemie nicht 
den Anschluss verlieren, will Bil-
dungsministerin Anja Karliczek 
eine Milliarde Euro für ein bun-
desweites Nachhilfeprogramm 
ausgeben. Dazu solle es am Ende 
dieses Schuljahres in allen Bundes-
ländern Lernstandserhebungen in 
den Kernfächern geben, sagte die 
CDU-Politikerin den Zeitungen 
der "Funke Mediengruppe". "20 
bis 25 Prozent der Schüler haben 
vermutlich große Lernrückstände 
- vielleicht sogar dramatische", 
sagte Karliczek. "Wenn wir ein 
Nachhilfeprogramm für die Kern-
fächer auflegen, brauchen wir 
dazu etwa eine Milliarde Euro", so 
die Ministerin.“
Dass die Corona-Krise mit ihren 
langen Phasen der Schulschlie-
ßungen und des Distanz- oder 
Wechselunterrichts die Gefahr 
erheblicher Bildungsbenachtei-
ligungen mit sich bringt, ist eine 
Erkenntnis, die sich weitgehend 
durchgesetzt hat. Schon im Mai 
2020 hatte der Bundesverband 
Netzwerke von Migrantenorga-
nisationen (BV NeMO) gewarnt: 
Kinder und Jugendliche aus Fami-
lien mit Einwanderungsgeschich-
te wie andere in sozialen Risikola-
gen werden in besonderer Weise 
davon betroffen sein.
Aber es blieb nicht bei Warnun-
gen, sondern es wurde auch ge-
handelt, so z.B. der Bundesver-
band NeMO mit seinen mehr als 
20 lokalen Verbünden und dem 
von ihm getragenen Projekt samo.
fa durch zwei Aktionen, nämlich:  
zur Hilfe bei der Beschaffung von 
Endgeräten für Distanzlernen und 
Kommunikation  oder sogar ihrer 
Bereitstellung und durch vielfälti-
ge Aktionen „Sommer der Bildung 
und Lebensfreude“ und „Winter 
der Bildung und Lebensfreude“ 
(www.samofa.de).

Es ist gut, dass nun ein großes 
Programm auf den Weg gebracht 
wird, um dieser akuten Bildungs-
benachteiligung entgegenzuwir-
ken.

Was kann aus den bisherigen Er-
fahrungen für das geplante Pro-
gramm gelernt werden?
Für die Mobilisierung von Lernbe-
reitschaft und Lernwillen ist die 
lokale Ebene – dort, wo die Men-
schen leben – von entscheidender 
Bedeutung. Die Kommunen und 
ihre kommunale Koordinierung 
bzw. ihr kommunales Bildungs-
management müssen deshalb so 

ausgestattet werden, dass sie in 
Kooperation mit vielen lokalen 
Partner*innen die „nachholende 
Bildung“ gezielt an jene bringen, 
die sie besonders dringend brau-
chen. Migrant*innen-Organisati-
onen und vor allem jene, die als 
Verbünde herkunftsübergreifend 
viele verschiedene, auch kleine-
re Gemeinschaften erreichen, 
sind für diese „nachholende Bil-
dung“ wichtig. Sie sind nahe bei 
den Menschen und haben „einen 
direkten und vertrauensvollen 
Draht“ zu jenen, die in besonde-
rer Weise negativ von den Coro-
na-Folgen betroffen sein werden.
Die gezielte Förderung der Zu-
sammenarbeit zwischen kommu-
nalem Bildungsmanagement und 
lokalen Migrant*innen-Organisa-
tionen müsste also eine tragende 
Säule des geplanten Programms 
sein.
Welche Aufgaben können 
Migrant*innen-Organisationen 
übernehmen und wie können sie 
bereits entwickelte, lebenswelt-
liche Unterstützungsangebote 
ausbauen und weiterentwickeln? 
Können sie auch Träger von 
Lern-und Bildungsprogrammen 
sein? Ja, denn schon heute sind 
Migrant*innen-Organisationen, 
bzw. ihre Verbünde anerkann-
te Bildungsträger und/oder sind 
in einem breiten Spektrum von 
Lern- und Bildungsangeboten 
auch für Kinder und Jugendliche 
aktiv. Da die Corona-Krise und 
ihre Folgen ständige und aktuelle 
praktische Herausforderung der 
Migrant*innen-Organisationen 
vor Ort ist, sind sie auch in der 
Lage, umgehend tätig zu werden.
Es liegt also bereits eine erhebli-
che Expertise vor, die auch zu wei-
teren Vereinen und Verbünden 
transferiert werden kann. Vor al-
lem stehen sie für eine lebendige 
Verbindung von Lernen, Mutma-
chen und Lebensfreude. Lokale 
Migrant*innen-Organisationen 
können im geplanten Programm 
also wichtige Aufgaben überneh-
men, vor allem auch, um Frustra-
tionen aufzufangen und um die 
Freude am Lernen auch in schwie-
rigen Zeiten zu erhalten. Das ist 
viel mehr und auch zugleich et-
was Anderes als Nachhilfe.
Das Programm braucht in Aus-
richtung und Umsetzung also 
eine andere Akzentuierung: Statt 
„Nachhilfe“ mit „Bildung und 
Lebensfreude“ aus der Corona-
Krise. Hierfür sind Migrant*innen-
Organisationen als Partner unver-
zichtbar.

ECHO

House of Resources und die Fachberatung 
Migrant*innenorganisationen vergibt 12.300 € 
an integrativ wirkende Vereine in Dortmund
Im Projekt House of Resources 
(HoR) und der Fachberatung 
Migrant*innenorganisationen 
(Fachberatung MOen) in der Trä-
gerschaft des VMDO stehen finan-
zielle Mittel für geeignete Projek-
te von Migrantenorganisationen 
und integrativ wirkende Organi-
sationen zur Verfügung. Im ersten 
Quartal des Jahres 2021 konnten 
einige Vorhaben und Projekte mit 
Mitteln des HoR und der Fachbe-
ratung MOen finanziell in Höhe 
von 12.300 € gefördert werden.
Die Coronakrise hat dazu ge-
führt, dass Migrant*innen- 
organisationen und integrativ 
wirkende Vereine sich den ge-
änderten Rahmenbedingungen 
anpassen mussten. Von Beginn 
an standen für den VMDO im 
Rahmen seiner Arbeitszusam-
menhänge der Austausch und die 
Kommunikation mit den Akteuren 

der MOen und der Stadtgesell-
schaft im Vordergrund.   Zielset-
zung war auch unter der beson-
deren Herausforderung durch 
Corona und den dynamischen 
Veränderungen der Bedarfe bei 
Integrationsprozessen auf lokaler 
Ebene aufrechtzuerhalten und 
gemeinsam nach Lösungen auf 
zu suchen. Virtuelle Instrumente 
werden seitdem genutzt, Neues 
getestet und weiterentwickelt. 
Hierbei stehen immer die Ziel-
gruppen Migrantenorganisatio-
nen, -initiativen und Communities 
(MO) im Fokus der Arbeit. Zahl-
reiche Einrichtungen im Bereich 
„Bürgerschaftliches Engagement“ 
(BE) sind gleichfalls aktiv, um auf 
die Situation kreativ zu reagieren, 
oft in Austausch und Kooperation 
untereinander.
HoR und die Fachberatung MOen 
gemeinsam sind eine Anlaufstelle 

zur Beratung, Förderung und Stär-
kung des bürgerschaftlichen Enga-
gements von Migrantenorganisa-
tionen und integrativ wirkenden 
Organisationen in Dortmund. Das 
HoR und die Fachberatungsstelle 
MOen stellen sowohl finanzielle, 
als auch weitere Ressourcen fle-
xibel und wirksam zur Verfügung. 
Zielsetzung ist es Migrantenor-
ganisationen mit den integrati-
onspolitisch, bzw. bürgerschaft-
lich relevanten Akteuren, die zu 
kommunalen Kooperations- und 
Austauschstrukturen gehören, 
zusammenzubringen. Zu den 
Dienstleistungsangeboten gehö-
ren die praktische Begleitung, 
Unterstützung von Vereinsaktivi-
täten und Projekten; die Bereit-
stellung, Verleihung von Geräten 
und Technik; Unterstützung der 
Öffentlichkeitsarbeit; die Bereit-
stellung, Mithilfe bei der Finanzie-

rung von Räumen zur Umsetzung 
ihrer Veranstaltungsaktivitäten; 
Finanzierung von Mikroprojekten 
im Rahmen von Aktivitäten und 
Veranstaltungen.

Für Rückfragen, stehen wir Ihnen 
unter der Rufnummer  0231/286 
767 94 gerne zur Verfügung.

Weitere Infos finden Sie unter: 
house-of-resources-dortmund.
com und www.vmdo.de

House of Resources ist ein Pro-
jekt des VMDO e.V. – Verbund 
sozial-kultureller Migrantenver-
eine Dortmund e.V. und wird 
gefördert vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge vom 
Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat gefördert.

ECHO
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MIA-DO-Kommunales 
Integrationszentrum 
Dortmund 
MIA-DO-Kommunales Integrations-
zentrum Dortmund arbeitet
an der Umsetzung des „Masterplan 
Integration“.
Betenstr. 19, 44122 Dortmund
Tel: 0231-5026449, Fax: 0231-5010027
E-Mail: miadoki@dortmund.de
Internet: miadoki.dortmund.de

Bürgerdienste

Tel.: (0231) 50-13331 oder 50-13332,
buergerdienste@stadtdo.de

Einbürgerung

Info-Service-Nr.: 0231-5026999.
Online-Terminvereinbarung unter 
www.einbuergerung.dortmund.de
E-Mail: einbuergerung@stadtdo.de
Die Einbürgerungsstelle:
Stadthaus Olpe 1, 44135 Dortmund. 
Öffnungszeiten: Mo, Di, Do und Fr. 
07:30 - 12:00 Uhr

Integrations- 
sprachkursträger

Auslandsgesellschaft Deutschland e.V.
Steinstraße 48, 44147 Dortmund
Tel.: 0231-838000
info@auslandsgesellschaft.de
www.auslandsgesellschaft-
deutschland.de

Planerladen e.V., Sprachförderung
Rückertstraße 28, 44147 Dortmund
Tel.: 0231-828362
sprachfoerderung@planerladen.de
www.planerladen.de

pdl – Projekt Deutsch lernen
Interkulturelles Zentrum am Burgtor
Münsterstraße 9-11, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-839822
www.vfz.de, E-Mail: office@vfz.de

Berlitz Deutschland GmbH
Hohe Straße 1, 44139 Dortmund
Tel.: 0231-1385060
Fax: 0231-13850669
dortmund@berlitz.de
www.berlitz.de
 
CJD-Sprachschule
Haus am Park, Evinger Parkweg 11
44339 Dortmund
Tel.: 0231-985023-9998
barbara.fertsch@cjd-dortmund.de
www.cjd-dortmund.de
 
IB Geschäftsstelle Dortmund
Schwanenstraße 30, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-58449860
sbs-dortmund@nternationaler-bund.de
www.internationaler-bund.de

Kath. Bildungswerk der  
Dortmunder Dekanate e.V.
Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1848249
gahle@kbs-dortmund.de
www.kbs-dortmund.de

TÜV-Nord Bildungszentrum
Dortmund
Bärenbruch 128, 44379 Dortmund 
Bildungsberater für Unternehmen 
und Privatkunden
Daniel Paar: Tel.: 0231-96700035,
H.: 0171-7646102
Ronald Kaczynski: Tel.: 0231-96700031
E-Mail: r.kaczynski@tuv-nord.de

VHS Dortmund
Hansastraße 2-4, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-50-24705
jdieckerhoff@stadtdo.de
www.vhs.dortmund.de
VHS Dortmund – persönliche Beratung
Infos unter www.vhs.dortmund.de 
und im gedruckten Programmheft. 
Allgemeine Auskünfte: 0231-50-24727

Westfalia Bildungszentrum e.V.
Bissenkamp 12-16, 44135 Dortmund
Bürozeiten:
montags - freitags 09:00-18:00
Telefon: 0231-33015438
info@wbzev.de

Bildungswer Stadtteil-Schule
Dortmund e.V.
Bornstr. 83, 44145 Dortmund
Tel: 0231/58693871
kkeinemann@stadtteil-schule.de
www.stadtteil-schule.de

Integrationsagenturen

Planerladen e.V.
Integrationsagentur Servicestelle 
für Antidiskriminierungsarbeit im 
Handlungsfeld Wohnen
Schützenstraße 42, 44147 Dortmund
Tel. 0231-8820700
integration@planerladen.de
www.planerladen.de
www.integrationsprojekt.net

AWO UB Dortmund 
Klosterstr. 8-10, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-9934-210
r.erdmann@awo-dortmund.de
www.awo-dortmund.de

Deutsches Rotes Kreuz
Kreisverband Dortmund e.V. 
Beurhausstr. 71, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1810218
karin.langrzyk@drk-dortmund.de
www.drk-dortmund.de

Jüdische Kultusgemeinde Groß-
Dortmund 
Prinz-Friedr.-Karl-Str. 9,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-55747213
dick@jkgd.de, www.jg-dortmund.de

Caritasverband Dortmund e. V. 
Bernhard-März-Haus
Osterlandwehr 12-14,
44145 Dortmund
Tel.: 0231-86108020
bmaerz@caritas-dortmund.de
www.caritas-dortmund.de

Stadtteil-Schule Dortmund e.V.
Berenice Becerril Ortiz
Oesterholzstr. 120, 44145 Dortmund
Tel: 0231/2866255
bbecerril@stadtteil-schule.de
www.stadtteil-schule.de

Migrations- 
beratungsstellen 

Arbeiterwohlfahrt
Unterbezirk Dortmund
Klosterstraße 8-10, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-9934-0
info@awo-dortmund.de
www.awo-dortmund.de

Caritasverband Dortmund e.V.
Bernhard-März-Haus
Osterlandwehr 12-14, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-861080-0
bmaerz@caritas-dortmund.de
www.caritas-dortmund.de 
 
Deutsches Rotes Kreuz
Kreisverband Dortmund e.V.
Beurhausstraße 71, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1810-0
migrationsberatung@drk-dortmund.de
www.drk-dortmund.de
 
Diakonisches Werk Dortmund
Rolandstraße 10, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-8494-600
sozialbuero@diakoniedortmund.de
www.diakoniedortmund.de
 
IN VIA Dortmund e.V.
Jugendmigrationsdienst
Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1848-142
u.kurz@invia-dortmund.de

www.invia-dortmund.de

Stadtteil-Schule Dortmund e.V.
Gabi Frohnert
gfrohnert@stadtteil-schule.de
Oesterholzstr. 120,
44145 Dortmund
Tel: 0231/28662580
www.stadtteil-schule.de

Hilfe und  
Angebote für Frauen

Dortmunder Mitternachtsmission 
Beratungsstelle für Prostituierte 
und Opfer von Menschenhandel
Dudenstraße 2-4,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-144491
mitternachtsmission@gmx.de
www.mitternachtsmission.de
Frauenberatungsstelle 
Frauen helfen Frauen e.V.
Märkische Straße 212-218,
44141 Dortmund
Tel.: 0231-521008
frauen@frauenberatungsstelle-
dortmund.de
www.frauenberatungsstelle-
dortmund.de

Frauenübernachtungsstelle  
Diakonisches Werk 
Prinz-Friedrich-Karl-Straße 5
44135 Dortmund
Tel.: 0231-584496-0
fues@diakoniedortmund.de
www.diakoniedortmund.de

Frauenzentrum Huckarde
Arthur-Beringer-Straße 42
44369 Dortmund
Tel.: 0231-391122
info@frauenzentrum-huckarde.de
www.frauenzentrum-huckarde.de
 
Mehrgenerationenhaus
Mütterzentrum Dortmund e.V.
Hospitalstraße 6,
44149 Dortmund
Tel.: 0231-141 662
buero@muetterzentrum-dortmund.de
www.muetterzentrum-dortmund.de
Öffnungszeiten des offenen Treffs und 
des Cafés: Mo bis Fr 9:00 bis 18:00
LEBEDO, Beratungsstelle für les-
bische und bisexuelle Frauen und 
deren Freunde und Angehörige
Goethestr. 66, 44147 Dortmund
(Untergeschoss Edward-Clement-
Haus),
Tel.: 0231-98221440, info@ebedo.de 
oder brokemper@lebedo.de,
www.lebedo.de

Erziehungshilfe

AMBE - Ambulante Erziehungshilfe
(mehrsprachige Hilfe u. Betreuung)
Öffnungszeiten und telefonische Sprech-
zeiten: Montag – Freitag 8-16 Uhr
Rheinische Str. 169,
44147 Dortmund
Telefon: 0231 286783-50 oder -51 
Fax: 0231 286783-49

Beratungstellen

Arbeitslosenzentrum
Leopoldstr. 16-20,
44147 Dortmund
Telefon: 0231-812124
info@alz-dortmund.de
www.alz-dortmund.de
Bürozeiten: Mo., Mi., Do.: 08:30-16:00; 
Di.: 08:30-12:00, Fr.: 08:30-12:30 Uhr

Soziales Zentrum Dortmund e.V.
Westhoffstr. 8-12,
44145 Dortmund
Beratungsstelle Westhoffstraße:
Tel: 0231-840340.
Fax: 0231-840341
Mail: info@westhoffstrasse.de
www.westhoffstrasse.de
Soziales Zentrum:
Tel: 0231-840310

Seniorenwohnungen:
Tel: 0231-840338 (10-12Uhr)

FEEDBACK
Fachstelle für Jugendberatung & 
Suchtvorbeugung Dortmund
Kuckelke 20,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-70099290
info@feedback-dortmund.de
www.feedback-dortmund.de

Selbsthilfe-Kontaktstelle Dortmund
Ostenhellweg 42-48,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-529097.
Fax: 0231-52090.
selbsthilfe-dortmund@paritaet-nrw.org
www.selbsthilfe-dortmund.de
Sprechzeiten: Mo + Mi  9:00-13:00 
und  14:00-16:30 Uhr; Do 14:00-
16:30 Uhr; Fr 9:00-13:00 Uhr und
Telefonische Abendsprechzeit:
1. Donnerstag im Monat 16.30-19.00

Evangelische Beratungsstelle für Er-
ziehungs.-, Ehe.-u. Lebensfragen 
Klosterstraße 16,
44135 Dortmund 
Telefon 0231-8494480 
Erziehungsberatungsstelle des Sozi-
aldienstes katholischer Frauen
Joachimstr. 2, 44145 Dortmund
Telefon 0231-86108515

Beratungsstelle Scharnhorst
Hesseweg 24,
44328 Dortmund
Telefon 0231-239083

Beratungsstelle für Personen de-
ren Versicherungsstatus unklar ist
Clearingstelle Gesundheit Dortmund
Ludwigstr. 14, 1. Etage,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-28676022
Beratungssprachen: Deutsch, Ru-
mänisch, Serbisch, Katalanisch, Spa-
nisch, Bulgarisch, Türkisch, Englisch, 
Mazedonisch, Italienisch

Gleichstellungsbe-  
auftragten

JobCenter Dortmund
Gabi Herweg-Zaide, Beauftragte für
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
Südwall 5-9,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-842-1572
jobcenter-dortmund.bca@obcenterge.de
www.jobcenterdortmund.de

Agentur für Arbeit Dortmund
Sladjana Mitrovic, Beauftragte für
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
und Migrationsbeauftragte
Steinstr. 39,
44147 Dortmund
Tel.: 0231-842-1272
dortmund.bca@arbeitsagentur.de
www.arbeitsagentur.de/dortmund

Quartiersmanage-
mentsbüros
Geschäftsstelle
Quartiersmanagement Nordstadt
Mallinckrodtstr. 56, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-2227373
Martin Gansau, Projektleitung
info@nordstadt-qm.de
www.nordstadt-qm.de

Quartiersbüro Hafen
Schillerstraße 37, 44147 Dortmund
Didi Stahlschmidt.
Sprechzeiten:
Di 14-18 Uhr und Mi 9-12 Uhr.
hafen@nordstadt-qm.de

Beratungsstellen für 
Senior(inn)en
Seniorenbüro Innenstadt West
Lange Str. 42, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-39572-14

Seniorenbüro Innenstadt Ost
Märkische Str. 21,
44141 Dortmund
Tel.: 0231-50-29690
Seniorenbüro Innenstadt Nord
Bornstr. 83,
44145 Dortmund
Tel.: 0231-4775240
Seniorenbüro Dortmund-Aplerbeck
Aplerbecker Marktplatz 21,
44287 Dortmund.
Tel.: 0231-50-29390
Seniorenbüro Dortmund-Brackel
Brackeler Hellweg 170,
44309 Dortmund
Tel.: 0231-50-29640

Wirtschaftsförde-
rung Dortmund

NORDSTADT-BÜRO
Mallinckrodtstraße 2, 
4145 Dortmund
Tel. 0231-286739-0
hubert.nagusch@stadtdo.de

Gesundheitsberatung

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Beratungsstelle Mitte
Eisenmarkt 3, 
4137 Dortmund
Tel.: 0231-5022534
E-Mail: 53psych-mitte@stadtdo.de

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Beratungsstelle Nord
Bornstr. 239, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-5025391
E-Mail: 53psych-nord@stadtdo.de

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Methadonambulanz
Tel.: 0231 5025392, Fax: 0231 50-26638
E-Mail: 53methad-amb@stadtdo.de
Susanne Dillenhöfer, Ärtzliche Leiterin

Beratungsstelle zu sexuell
übertragbaren Krankheiten,
AIDS und Tuberkulose
Hövelstraße 8,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-5023601. Fax: 0231-5023592
E-Mail: aidsberatung@stadtdo.de
Internet: dasaidsteam.dortmund.de
(keine Anmeldung erforderlich)

DROBS Drogenberatungsstelle
Schwanenwall 42,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-4773760
E-Mail: info@drobs-dortmund.de
www.drobs-dortmund.de

Flüchtlingsarbeit 
(VMDO e.V.)

Flüchtlingsberatung VMDO e.V.
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund
Tel: 0231-28678242.
Fax: 0231-28678166
Sprechzeiten: Mo., Di., Do., Fr.: 10-12 Uhr

BeVi - Beratung der Vielfalt 
(VMDO e.V.)
Beratungen zur Beruflichen Entwicklung
Beuthstraße 21,
44147 Dortmund
Gisela Reppel (g.reppel@vmdo.de)
Antje Krah (a.krah@vmdo.de)
Telefonische Terminvereinbarung
Tel.: 0231-28678744,
Fax: 0231-28678166
www.vmdo.de/bevi/

KiVi - Kinder der Vielfalt 
(VMDO e.V.)
Offener Kinder- und Jugendtreff für 
Kinder im Alter zwischen 6-14 Jahren
Beuthstraße 21,
44147 Dortmund
Öffnungszeiten: Mo.-Fr.: 15:00-20:00, 

Sa.: 14:00-20:00, So.: 14:00-18:00 Uhr
Tel.: 0231-28678163,
www.vmdo.de, f.toker@vmdo.de

Samo.fa
Beratung und Begleitung von MO 
Netzwerk und Öffentlichkeitsarbeit
Leuthardstr. 1-7, 44135 Dortmund
Armel Djine (a.djine@vmdo.de)
Johanna Jost (j.jost@vmdo.de)
Tel 0231 28676790, Fax 0231 28676792
Telefonische Terminvereinbarung

Bildungswerk Vielfalt
Bereichsleitung Bildung
Sprach-, Bildungs-, Sport und Kreativkurse
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund
Leitung: Kati Stüdemann
Tel 0231 28678165, Fax 0231 28678166
Email: bildungswerk-vielfalt@vmdo.de
Errerichbar Mo – Do 9.00 – 14.00 Uhr

Die Fachberatungsstelle für 
Migrant*innenorganisationen
Leyla Boran: l.boran@vmdo.de
Armel Djine: a.djine@vmdo.de
Tel: 0231 286 767 92
Mobil: 0176 128 678 72
Leuthardstr. 5-7,
44135 Dortmund

Train of Hope Dortmund e.V.
Flüchtlingshilfe Dortmund
Münsterstr. 54, 44145 Dortmund
Tel : 0231/97062647

Eltern- Kind Gruppen für Ge-
flüchtete
Kinderbetreuung, Beratung für El-
tern, Netzwerkarbeit mit Bildungs-
institutionen
Felix Toker,
Montag – Freitag, 8.00 – 14.00 Uhr
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund

"lokal willkommen"

Das Dortmunder
Integrationsnetzwerk
Beratung - Hilfe - Information
für Zugewanderte, Nachbarinnen 
und Nachbarn sowie Freiwillige

"Entenpoth 34" - Zentrale
Verwaltungsstandort
Entenpoth 34
44263 Dortmund

Innenstadt-Nord
Brunnenstraße 25
44145 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.in@stadtdo.de
0231 50-11185, 0231 50-11182,
0231 50-11186, 0231 50-11184
0231 50-11187

Innenstadt-West und -Ost
Elisabethstraße 5
44139 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.iwo@stadtdo.de
0231 50-11197, 0231 50-11198

Lütgendortmund
Lütgendortmunder Straße 128
44388 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.l@stadtdo.de
0231 50-11167, 0231 50-11168
0231 50-11169

Hörde und Hombruch
Schildplatz 7
44263 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.hh@stadtdo.de
0231 50-11138, 0231 50-11139

Brackel und Aplerbeck
Brackeler Hellweg 146
44309 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.ba@stadtdo.de
0231 50-28706, 0231 50-28705

Mengede und Huckarde
Westerfilder Straße 54
44357 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.mh@stadtdo.de
0231 50-11148, 0231 50-11149

Wichtige Adressen und AnsprechpartnerInnen
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Piraten ankern vor dem 
Haus der Vielfalt
In der zweiten Osterferienwoche 
hieß es für die Kinder im off enen 
Kinder- und Jugendtreff , Kinder 
der Vielfalt (KiVi), im Haus der Viel-
falt des VMDO e.V in der Beuth-
straße 21 "Kinderpiraten werden 
bunt - wir gestalten unser eigenes 
Piratenschiff!". 
Mit der kreati -
ven Unterstüt-
zung und unter 
der Leitung der 
D o r t m u n d e r 
Künstlerin Ja-
nine Depsaig-
ne gelang es 
den Kinder so 
aus einem al-
ten Holzschiff  
ein buntes Pi-
ratenschiff  zu 
gestalten und 
das alles samt 
der passen-
den Kostüm-
a u s statt u n g , 
sodass dem 
spielerischen 
Piratendasein 
nun nichts 

mehr im Weg steht. All das war 
durch die fi nanzielle Unterstützung 
des Stadtmarketi ngs Innenstadt-
West möglich, was den Kindern 
des KiVis so eine tolle kreati ve Pro-
jektwoche ermöglicht hat.

ECHO

Frühe Hilfen

Pilar Wulff 
Koordinati on: Frühe Hilfen
pwulff @stadtdo.de. Tel: 0231-50-24974
Märkische Straße 24-26, 44141 Dortmund
Sabine Janowski
Koordinati on: Familienhebammen und 
Familien-, Gesundheits-, Kinderkranken-
pfl egerinnen
familienhebammen@dortmund.de
sjanowski@stadtdo.de
Mob.: 0173-5290096.
Märkische Straße 24-26,
44141 Dortmund

Gesundheitsfachkäfte

Gesundheitsamt:
Zuhal Dagdas, Familienkinderkran-
kenpfl egerin, zdagdas@stadtdo.de
Melanie Korus, Familien-, Gesund-
heits-, und Kinderkrankenpfl egerin,
mkorus@stadtdo.de
Ismigyul Myursel, Familienhebamme, 
imyursel@stadtdo.de
Fariba Jooyaei, Familienhebamme, 
fj ooyaei@stadtdo.de
Angela Schröder, Familienhebamme,
angelaschroeder@stadtdo.de
Désirée Mobers, Familienhebamme, 
dmobers@stadtdo.de

Soziales Zentrum Dortmund e.V.,
Beratungsstelle Westhoff straße
Marion Korte, Familienhebamme
marion.korte@westhoff strasse.de

SKF – Sozialdienst katholischer Frauen
Christi ne Göke, Familienhebamme.
schwangerschaft sberatungsstelle.
goeke@kath-centrum.de
AWO Beratungsstellen
Jenny Becks, Familienhebamme.
j.becks@awo-dortmund.de
donum vitae
Brigit Oechsli, Familienhebamme.
oechsli@donumvitae-dortmund.org

Familien-Pro�ekt

Dortmund - Netzwerk INFamilie
Märkische Str. 24-26, 44141 Dortmund
Tel.: 0231 50-29896
E-Mail: infamilie@dortmund.de
Internet: infamilie.dortmund.de

Familienbüros

www.familie.dortmund.de
Unter dieser Adresse erreichen Sie das 
Familienportal und fi nden Informati o-
nen zu familienorienti erten Angeboten 
und Leistungen wie Ausfl ugszielen, fa-
milienfreundlicher Gastronomie sowie 
das Familieninformati onssystem. 
Die Familien-Hotline: Tel: (0231) 50-2 98 
95 ist für Sie montags und donnerstags 
von 8.00 – 12.00 Uhr freigeschaltet.
Die Familienbüros fi nden Sie in den 
Stadtbezirken:
Aplerbeck: Köln-Berliner-Str. 1, 44287 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 93 09
Brackel: Brackeler Hellweg 170, 44309 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 48 89

Eving: August-Wagner-Platz 2-4
44339 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 79 23
Hörde: Hörder Bahnhofstr. 16, 44263 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 98 67
Hombruch: Harkortstr. 58, 44225 Dort-
mund. Tel: (0231) 50-2 83 27
Huckarde: Urbanusstr.  5, 44369 Dort-
mund. Tel: (0231) 50-2 84 35
Lütgendortmund: Wernerstr. 10, 44388 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 89 40
Mengede: Bürenstr. 1, 44359 Dortmund
Tel: (0231) 50-2 80 40
Scharnhorst: Gleiwitzstr. 277, 44328 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 88 26
Innenstadt-Ost: Märkische Str. 24-26, 
44141 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 95 69
Innenstadt-West: Märkische Str. 24-26, 
44141 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 35 17
Innenstadt-Nord: Leopoldstr. 16-20, 
44145 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 42 82
Öff nungszeiten der Familienbüros:
montags und donnerstags 8.30-10.30 
Uhr und nach Vereinbarung

Dortmund - Netzwerk INFamilie
Märkische Str. 24-26, 44141 Dortmund
Tel.: 0231 50-29896
E-Mail: infamilie@dortmund.de
Internet: infamilie.dortmund.de

Beratungsstellen des 
Ps�chologischen Be-
ratungsdienstes des 
Jugendamtes
Beratungsstelle Aplerbeck
Witt bräucker Straße 1, 44287 Dortmund

Telefon (0231) 456013
Beratungsstelle Brackel 
Asselner Hellweg 103, 
4319 Dortmund 
Telefon (0231) 27554/ 5
Beratungsstelle Eving
Evinger Platz 2-4, 44339 Dortmund
Telefon (0231) 50-25470
Beratungsstelle Hörde 
Alfred-Trappen-Straße 39,
44263 Dortmund
Telefon (0231) 423017/ 18 
Beratungsstelle Hombruch 
Harkortstraße 36, 44225 Dortmund 
Telefon (0231) 717051 
Beratungsstelle Innenstadt 
Töllnerstraße 4, 44135 Dortmund 
Telefon (0231) 50-23115 
Beratungsstelle Lütgendortmund 
Werner Straße 10, 44388 Dortmund 
Telefon (0231) 67811 
Beratungsstelle Mengede 
Bodelschwingher Straße 131,
44357 Dortmund 
Telefon 0231-372088 / 37625

Beratung für Kinder und Ju-
gendliche
Psychosoziales Zentrum für
gefl üchtete Kinder und Jugendliche
Allgemeiner Projektkontakt:
c/o PSZ Dortmund
Lange Str. 44, 44137 Dortmund
Ansprechpartner:
AWO Unterbezirk Dortmund:
Rodica Anuti -Risse, Tel.: 0231-88088114,
r.anuti -risse@awo-dortmund.de

GrünBau gGmbH:
Ute Lohde, Tel.: 0231-8409635,
ulohde@gruenbau-dortmund.de
Kinderschutzbund Dortmund e.V.:
Marti na Furlan, Tel.: 0231-84797814,
m.furlan@dksb-do.de
Kinderschutz - Zentrum Dortmund:
Marti na Niemann, Tel.: 0231-2064580,
niemann@kinderschutzzentrum-
dortmund.de

Kinderschutz-Zentrum Dortmund
Gutenbergstrasse 24, 44139 Dortmund. 
Tel.: 0231-206458-0

Deutscher Kinderschutz-
bund Dortmund
Lambachstr. 4, 44145 Dortmund
Tel.:  0231-8479780, Fax:  0231-84797822

Schwangerenberatungsstellen

AWO Beratungsstelle
Klosterstraße 8-10, 44135 Dortmund
Telefon: 0231-9934-222
beratungsstelle@awo-dortmund.de
Onlineberatung:
www.das-beratungsnetz.de

DONUM VITAE
Friedhof 4, 44135 Dortmund
Telefon : 0231-176387-4
E.mail: dortmund@donumvitae.org

Katholische
Schwangerschaft sberatungsstelle
Sozialdienst katholischer Frauen e.V.

Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Telefon: 0231-1848-220
schwangerschaft sberatung@
kath-centrum.de

Beratungsstelle Westhoff straße
Soziales Zentrum Dortmund e.V.
Westhoff straße 8-12, 44145 Dortmund
Telefon: 0231-840340
E.mail: info@westhoff straße.de

Team Kinderschutz
im Jugendamt:
Johanna Hopff 
Koordinati on: Kinderschutz, Teamlei-
terin Fachberatung Kinderschutz.
jhopff @stadtdo.de. Tel: 0231-5024881
Kirsten Grabowsky
Koordinati on:
Kinder als Anhörige alkoholkranker Eltern
kgrabowsky@stadtdo.de.
Tel: 0231-5023397
Stadt Dortmund -
Gesundheitsamt
Hoher Wall 9-11, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-50-23606.
Fax: 0231-50-23526
gesundheitsamt@dortmund.de
gesundheitsamt.dortmund.de

Abteilungen und Ansprechpartner

Umwelt- und Infekti onshygiene und 
Gesundheitsaufsicht Dortmund
Tel.: 0231 50-23575, 0231 50-23536
Fax: 0231 50-23592
E-Mail: 53ges-aufsicht@stadtdo.de

Kinder-Sommerfest im 
Haus der Vielfalt
IIn diesem Jahr fi ndet wieder ein 
buntes und vielfälti ges KiVi Som-
merfest im Hof des Hauses der 
Vielfalt statt . Am Samstag, den 
3. Juli 2021 von 14 bis 19 Uhr wird 
euch ein buntes Programm mit 
verschiedenen Akti vitäten, wie Kin-
derschminken, dem Jongleur Felix, 
dem Kinder Kick vom BVB Fanpro-
jekt, Toben auf der Hüpfb urg und 
einer Schatzsuche sowie einem 
großarti gem Bühnenprogramm 
mit Breakdance, einem Auft ritt  des 

Kinderchors und vielem mehr ge-
boten. Dazu gehört ein vielfälti ges, 
internati onales Angebot an Speisen 
und Getränken. All das fi ndet in Ko-
operati on mit Vereinen des VMDO 
e.V. und der Stadt Dortmund, dem 
Jugend- und Kulturcafé JKC und 
dem Heinz Werner Meyer Treff  
statt . Das Sommerfest soll nicht 
nur ein buntes Programm bieten, 
sondern auch zu einem kulturellen 
Austausch im Stadtt eil anregen. 

KiVi-Team

Sti ft ung Kinderglück
spendet Masken
an "Kinder der Vielfalt"

Durch die großarti ge Unterstüt-
zung der Sti ft ung Kinderglück 
und dem Verantwortlichen Se-
basti an Bals konnte der KiVi –
„Kinder der Vielfalt“ der off ene 
Kinder und Jugendtreff  –im Haus 
der Vielfalt des VMDOs eine tol-
le Spende von 325 FFP2-Masken 
entgegennehmen. So kann den 
Kindern und Jugendlichen der 
notwendige Gesundheitsschutz 
während des off enen Treff s und 
bei kommenden Projekten ge-
boten werden. Gleichzeiti g wird 

Dank der Spende gewährleistet, 
dass soziale Interakti onen so 
schnell wie möglich wieder in 
den Räumlichkeiten des KiVis in 
der Beuthstraße 21 in Dortmund 
zu den gewohnten Öff nungszei-
ten stattf  inden können.
Auf dem Bild zu sehen: v.l.n.r. Dr. 
Omar Al Ghawi (stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender VMDO 
e.V), Laura Böwing (KiVi-Mitar-
beiterin) und Sebasti an Bals (Pro-
jektleiter Sti ft ung Kinderglück)

KiVi-Team

KITZ.do erhält
bundesweiten LeLa-Preis
Der Bundesverband der Schü-
lerlabore e.V. verlieh auf seiner 
bundesweit stattf  indenden LeLa-
Tagung KITZ.do den 1. Preis in der 
Kategorie Schülerlabor digital für 
das kostenlose Online-Angebot 
zum Selbstbau eines Mars-Rovers 
in 3D-Drucktechnik.

Aus der Begründung der Jury: „Ei-
gentlich hat uns alles angespro-
chen: das aktuelle Thema; dass 
es für viele 
A l tersgrup-
pen leicht 
anzuwenden 
ist; dass es 
kostengüns-
ti g ist und es 
somit viele 
u m s e t z e n 
können; dass 
es viele MINT-
Schnitt stellen 
in einem ver-
bindet und 
dass es ganz 
b e s o n d e r s 
die individu-
elle Kreati vi-

tät durch viele opti onale Erweite-
rungen fördert, Spaß macht und 
Initi ator für eine zukünft ige Be-
rufswahl sein kann.“ , so die Lau-
datorin und Jurymitglied Frau Dr. 
Claudia Ermel von der TU Berlin. 
Der erste Preis in der Kategorie 
Schülerlabor digital ist mit 5.000 
Euro doti ert und ist gesti ft et vom 
Arbeitgeberverband Gesamtme-
tall.

Sylke Herberholt

3D-gedruckte Mars-Rover
Foto: : KITZ.do

Das Projekts "Prof. Dr. Edward Saids Bibliothek"
Jugendprojekt: im Rahmen des 
Projekts "Prof. Dr. Edward Saids 
Bibliothek", ein amerikanisch- 
palästinensischer Philosoph 
und Orientalist von Weltrang 
werden in Zusammenarbeit mit 
dem VMDO e.V. Bücher über 
die palästinensische Geschichte 
und palästinensische Literatur 
gesammelt und im Haus der 
Vielfalt aufbewahrt. Die gesam-
melten Bücher in beiden Spra-
chen, Arabisch und Deutsch, 
sollen sortiert und aufgelistet 
werden. Dafür brauchen wir 
helfende Hände. Jugendliche, 
die mitwirken möchten, wer-
den gebeten, sich über die pa-
lästinensische Gemeinde zu 
Dortmund e.V. bei Sarah Yahya 
zu melden. Später werden Le-
sewettbewerbe in palästinensi-

schen Geschichte und 
Literatur (auch Kinder- 
und Jugendliteratur) 
mit den Jugendlichen 
veranstaltet. Ferner 
werden auch Lese-
abende für Kinder und 
Jugendliche organi-
siert.
Nach Möglichkeit wer-
den Autoren geladen. 
Die Aktivitäten wer-
den  in Deutsch und 
Arabisch organisiert 
und von einer pädago-
gischen Fachkraft der 
Gemeinde begleitet 
und beaufsichtigt.

Palästinensische
Gemeinde

zu Dortmund Sarah Yahya                   Foto: ECHO

v.l. Wilfried Möcking (Leiter Heinz-Werner-Meyer-Treff ) 
, Friedrich Fuß (Bezirksbürgermeister Innenstadt-West), 
Janine Despaigne (Objektdesignerin) Felix Toker (Be-
reichsleitung Kinder und Jugend VMDO e.V.), Ralf Finke 
(Fachbereichsleiter Jugendförderung Innenstadt-West). 
Foto: J.Abolnikov

Foto: KiVi
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INSIST Aktiv: Hilfestellung zur Impfaufklärung & 
Impfpriorisierung für Geflüchtete in Halle (Saale)
Für geflüchtete Menschen in Wohn-
zentren stellt die Corona Pandemie 
eine erhebliche Einschränkung zur 
Informationsgewinnung und sich 
verschärfende Isolation dar. Wie 
kann der Informationsfluss hier 
sprachgerecht gestaltet werden, um 
Bewohnenden von Wohnzentren 
(ehemals Gemeinschaftsunterkünf-
ten) die Informationen zu Impfstof-
fen, Nebenwirkungen und auch 
Klarheit über die Gestaltung der 
Impfpriorisierung (Berücksichtigung 
Vorerkrankungen) sicher zu stellen?
Das Projekt INSIST* möchte daher 
vor Ort mit Hilfe von Ehrenamt-
lichen des Projektes samo.faPlus 
Halle durch Aufklärungsgespräche 
zur Corona- Schutzimpfung aktuelle 
Fragen der ca. 300 Bewohner*innen 
der insg. drei Wohnzentren in Hal-
le (Saale) beantworten. Vor allem 
medizinische Fragen möchten wir 
mit unserer Unterstützung durch 
medizinisches Personal und ehren-
amtliche Sprachmittler*innen ad-
äquat beantworten können, um die 
teilweise große herrschende Unsi-
cherheit verbunden mit der Corona- 
Schutzimpfung zu nehmen. Teilwei-
se berichten Bewohnende davon, 
Angst zu haben, sich mit einer Imp-
fung zu infizieren und dadurch zu 
erkranken, oder Bedenken bezüglich 
Nebenwirkungen zu haben.
Doch außer der Aufklärung zur 
Corona- Schutzimpfung bedarf es 
derzeit auch der Kenntnis über den 
Ablauf der Impfpriorisierung. Inwie-
fern können Vorerkrankungen von 
Geflüchteten für die Hochstufung 
in eine höhere Priorisierungsgruppe 
gemeldet werden? Laut unseren Re-
cherchen über den Patientenservice 

(Rufdurchwahl 116117) gibt es eine 
speziell eingerichtete und kosten-
freie Rufnummer des Gesundheits-
ministeriums, dass am Telefon durch 
eine Beratungsperson (mehrspra-
chig) die Impfpriorisierung vorneh-
men kann. Interessierte an einer Co-
rona- Schutzimpfung können dieses 
selbstständig über die Rufnummer 
vornehmen.
Telefon: Impfpriorisierung
(deutsch): 116117
Telefon: Impfpriorisierung
(arabisch, englisch, türkisch,
russisch ggf. weiteren Sprachen):
0800 0000 837

Ablauf Impfpriorisierung
am Telefon:
Sie wählen Ihre entsprechende 
Sprache aus und werden mit einer 
Beratungsperson in der gewählten 
Sprache verbunden, diese fragt ärzt-
liche Atteste ab, die laut der (STIKO 
Impfpriorisierung) für eine Hoch-
stufung relevant sind. Diese werden 
im Online- System vermerkt und die 
Impfpriorisierung wird durch die 
Beratungsperson am Telefon vorge-
nommen und Ihnen mitgeteilt. Ab 
jetzt kann eine Einladung zur Imp-
fung durch das Gesundheitsamt per 
Post erfolgen.
SEHR WICHTIG: Die ärztlichen At-
teste (auf Deutsch) müssen dann 
zum Nachweis bei der Impfung mit-
geführt werden. Inwieweit Atteste 
aus dem Ausland und in anderen 
Sprachen akzeptiert werden, kann 
telefonisch erfragt werden.

Kristin Kölling
*Dieses Projekt wird aus Mitteln des 
Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds kofinanziert.

Grünbau in der Coronazeit
Ein Interview mit Frank Plaß und Andreas Koch von der GrünBau gGmbH

Wie hat sich Ihre Arbeit seit Co-
rona geändert?

Wir haben uns in der ersten aku-
ten Phase (März 2020) der Pan-
demie schnell dazu entschlossen, 
einen Krisenstab mit Mitglieder 
aus allen Arbeitsbereichen der 
GrünBau gGmbH zu gründen. Ziel 
ist es, die zahlreich aufkommen-
den Informationen gemeinsam zu 
bewerten. Die gewonnen Infor-
mationen flossen unmittelbar als 
Newsletter der Geschäftsleitung 
ins Unternehmen, um möglichst 
alle Mitarbeitenden auf den glei-
chen Informationsstand zu halten, 
wenn möglich mit beruhigende 
Antworten.
Einen großen Teil der aktuellen 
Arbeit macht die Synchronisie-
rung der täglichen Arbeit mit 
den gültigen Schutzvorkehrungen 
aus. Dafür haben wir ein Schutz- 
und Hygienekonzept mit Hand-
lungsanweisungen entwickelt. 
Die Beschaffung von Desinfekti-
onsmitteln, Mund-Nasen-Schutz, 
Warnhinweisen und die Herstel-
lung von Spuckschutzwänden 
durch die eigene Holzwerkstatt 
waren eine große Herausforde-
rung.
Vor der Corona Pandemie disku-
tierten wir innerhalb des Unter-
nehmens noch über den Sinn und 
Unsinn der digitalen Transforma-
tion in der sozialen Arbeit, heute 
erleben wir diese Transformation 

in unfassbar schnellen Abläu-
fen. Videokonferenzen, digitale 
Lernplattformen, persönliche Be-
ratung über Live-Streams, Live-
Streams für die Belegschaft, alles 
Themen, die innerhalb kürzester 
Zeit eingeführt werden mussten. 
Da z.B. Angebote der Arbeits-
marktförderung nicht mehr mit 
physischer Präsenz stattfinden 
dürfen, war die Suche nach ge-
eigneten Lernplattformen und die 
Motivierung der Teilnehmenden, 
diese auch zu nutzen, eine gewal-
tige Herausforderung.
Der Digitalisierungsschub ist aber 
kein Allheilmittel. Vielen Men-

schen fehlen die Tagesstruktur 
und die sozialen Kontakte zu den 
Arbeitskolleg*innen.
Die Anforderungen an digitale 
Ausstattung für alternative Lern-
formen birgt darüber hinaus die 
Gefahr einer Vertiefung der digi-
talen Spaltung der Gesellschaft 
zu Lasten der Menschen, die sich 
keine digitalen Endgeräte leisten 
können oder denen nicht genü-
gend Datenvolumen zur Verfü-
gung steht.
Home Office bei Mitarbeitenden 
mit Kindern führt zu Mega-Stress 
bei den Eltern und zu noch mehr 
Stress bei den Kindern. Ein großes 

Problem ist es, den beruf-
lichen und privaten Alltag 
unter einen Hut zu bringen. 
Als Arbeitgeber unterstüt-
zen wir unsere betreffenden 
Mitarbeitenden, indem wir 
Home-Office und eine flexi-
ble Arbeitszeitgestaltung er-
möglichen. Wir müssen die 
Auswirkungen des Home-
Office aber ganz genau 
beobachten. Es gibt Mitar-
beitende, die sich allein ge-
lassen fühlen. Ihnen müssen 
wir andere Möglichkeiten 
anbieten.

Was sind die aktuellen Her-
ausforderungen?

Nach dem ersten Lockdown 
ging es darum, die Schutz-

standards im Betrieb umzuset-
zen. Dabei reicht es nicht aus, 
ausschließlich die Mitarbeiten-
den für das Thema zu sensibi-
lisieren, sondern insbesondere 
auch die Teilnehmenden in den 
unterschiedlichsten Projekten 
regelmäßig über die Einhaltung 
der Schutzstandards zu unterwei-
sen. Dabei ist die Aufbereitung 
sinnvoller Informationen für die 
unterschiedlichsten Zielgruppen 
von Migranten-Communities, 
über gehörlose Mitarbeitende im 
Garten- und Landschaftsbau, bis 
hin zu Jugendhilfeteilnehmenden 
eine Herausforderung.

Die finanzielle Planungssicherheit 
spielt in jedem Unternehmen eine 
große Rolle, insbesondere aber in 
Non-Profit-Organisationen. Und 
genau diese Planungssicherheit 
war zu Beginn der Pandemie nicht 
vorhanden.
Tatsächlich kam es nicht so 
schlimm wie befürchtet. Viele 
Projekte können in alternativer 
Durchführungsform weiterge-
führt werden.
Der Wermutstropfen bei den al-
ternativen Durchführungsformen 
ist aber, dass viele Auftraggeber 
die Platzzahl der Teilnehmenden 
auf das Minimum reduzieren, was 
zu deutlichen finanziellen Einbu-
ßen führt.
Durch die stark reduzierte persön-
liche Beratung werden weniger 
Teilnehmende von unseren Auf-
traggebern für Maßnahmen vor-
geschlagen. Kurzzeitig mussten 
wir Kurzarbeit anmelden.
Abschließend könnte man es aber 
so formulieren „Wir sind mit ei-
nem blauen Auge davongekom-
men“.

Was hat sie positiv überrascht?

Trotz aller Unsicherheit über fi-
nanzielle Aspekte und private 
Sorgen, konnten wir einen erheb-
lich gesteigerten Zusammenhalt 
feststellen. Das Bedürfnis nach 
Zugehörigkeit, Kollegialität und 
Austausch wurde durch die Coro-

na-Krise verstärkt.
Schnelle Anpassungen und flexibles 
Handeln waren möglich. Alle Mitar-
beitenden, Teilnehmende und Kun-
den zogen mit, wenn mal wieder 
eine Kurskorrektur nötig war.

Was bleibt hoffentlich nach der 
Krise?

Unsere Antwort lautet, dieses ge-
stärkte Gemeinschaftsgefühl zu 
erhalten, auch im jetzigen Wett-
lauf nach den Impfungen, der die 
Gefahr von Neid und Missgunst 
zwischen Berufsgruppen und Ge-
nerationen mit sich bringt.
Wir sollten die positiven und die 
negativen Erkenntnisse der Coro-
na-Krise nutzen.
Es sollten Strukturen erhalten 
bleiben, die uns in dieser Zeit von 
Nutzen waren, seien es Video-
konferenzen oder differenzierte 
Home-Office Möglichkeiten. Da-
bei sollten wir wirklich Alle mit-
nehmen und die entsprechenden 
Strukturen schaffen.
Corona hat uns auch gezeigt, wie 
gespalten unsere Gesellschaft ist: 
Die Armen wurden ärmer, die Rei-
chen wurden reicher. Damit kön-
nen wir uns nicht abfinden. Die 
Kluft muss geschlossen werden. 
Damit das klappt, braucht es ei-
nen WUMMS in Richtung Umfair-
teilung und Solidarität.

GrünBau gGmbH
Frank Plaß / Andreas Koch

Die selbstgemachten Spuckschutzwände im Einsatz
Foto: Grünbau

Frauen und Mädchen in der Pandemie
Fortsetzung von Seite 1

Die Beratungsangebote und die 
sozialen Einrichtungen werden 
pandemiebedingt ins Ungewisse 
gesteuert. Mal besteht die Mög-
lichkeit Beratung vor Ort in An-
spruch zu nehmen oder auch von 
den Beratungsstellen anzubieten, 
mal wird überlegt das gesamte 
Beratungsangebot auf online und 
per Telefon umzustellen.
Ein Deutsch-Sprachkurs kann 
nicht unproblematisch besucht 
werden, wenn in der Zeit Kinder 
in Kindergärten, Schulen oder sich 
in einem Kurs befinden.
Das Leben spielt sich in den eige-
nen vier Wänden ab und birgt die 
Gefahr der institutionalisierten 
Benachteiligung.

Es gibt kaum Freizeitmöglichkei-
ten, Fortbildungs- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten sind nicht 
möglich, wenn, dann nur unter 
Online-Bedingungen. Dorthin, ins 
Internet, verlagern sich sogar For-
men von Gewalt, die inzwischen 
enorm zugenommen haben, wie 
Cyber-mobbing. Dann sind da noch 
die vielen anderen Aufgaben und 
Verpflichtungen, die auch gemacht 
werden müssen, oder per Gesetz 
vorgeschrieben sind. Beispielswei-
se, wenn es um die Aufsichtspflicht 
der Kinder geht, da sind es über-
wiegend die Frauen, denen diese 
Rolle im Alltag und in der Pandemie 
im Besonderen zu Teil wird.
Was machen, wenn die Großeltern 
zur Risikogruppe gehören und nicht 
mit unterstützen können oder auch 
die sozialen Kontakte auf nur eine 
weitere Person außerhalb des eige-
nen Haushaltes beschränkt sind?
Fachstellen geben verstärkt alar-
mierende Berichte heraus zu die-
sen Entwicklungen und Zustän-
den, deutschlandweit, aber auch 
weltweit.

In dem Bericht der Vereinten Na-
tionen unter dem Titel „Mein Kör-
per gehört mir: Das Recht auf Au-
tonomie und Selbstbestimmung 
einfordern“ befasst sich der Bevöl-
kerungsfonds der Vereinten Nati-
onen (UNFPA) in diesem Jahr vor 
allem mit der körperlichen Selbst-
bestimmung und Unversehrtheit 
von Mädchen und Frauen.
Da kann nur der Kopf geschüttelt 
werden, wenn dann auch noch um 
den 8. März 2021 die türkische Re-
gierung beschließt, aus dem Über-
einkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häus-
licher Gewalt, der sogenannten 
Istanbul-Konvention auszutreten 
und dies auch noch umsetzt. Die 
sog. Istanbuler Konvention schafft 
verbindliche Rechtsnormen gegen 
Gewalt an Frauen und häusliche 
Gewalt. Die Abschaffung der Kon-
vention begünstigt somit die Miss-
stände und die Gefährdungslage 
der Frauen und Kinder in Staaten.
Die Pandemie, wie auch die RKI 
– Zahlen aufzeigen, wird nicht in 
wenigen Monaten zu Ende sein.
Wie wäre es da, wenn neben 
den Inzidenzzahlen, die Zahl der 

Frauen und Mädchen aufgeführt 
werden würden, die Gewalt er-
leben oder Diskriminierung oder 
Benachteiligung.

Und wie wäre es, wenn damit be-
gonnen werden würde so viele 
Ressourcen dafür einzusetzen, für 
eine Verbesserung der Umstände 
für Frauen und Mädchen in der 
Krise und nach der Krise. Denn die 
Folgen einer Krise zeichnen sich in 
der Krise ab, aber richtig sichtbar 
werden sie nach der Krise.
Wäre es da nicht an der Zeit, 
die Ärmel hochzukrempeln 
und alle diejenigen an einen 
Tisch zu holen, die Fachbera-
tungsstellen, darunter auch die 
Migrant*innenorganisationen, 
ihre Interessensvertretungen, und 
daran zu wirken ein Roadmap und 
lebensnahe Unterstützungsange-
bote zu schaffen? Hier und jetzt.
Denn stellen wir uns vor, die Frau-
en würden ihre Aufgaben und ih-
ren Einsatz einfach stoppen. Sie 
würden einfach an ihre Wohnungs- 
oder Haustür "Wegen Coronavirus 
geschlossen schreiben".
Undenkbar für die meisten 
Leser*innen. Doch was ist denk-

bar? Was wäre angebracht, 
um aus der Krise gerechtere 
Verhältnisse, Zustände und 
Umstände für Frauen und 
Mädchen zu schaffen?
In dem Bericht der Verein-
ten Nationen unter dem Titel 
„Mein Körper gehört mir: Das 
Recht auf Autonomie und 
Selbstbestimmung einfor-
dern“ befasst sich der Bevöl-
kerungsfonds der Vereinten 
Nationen (UNFPA) in diesem 
Jahr vor allem mit der körper-
lichen Selbstbestimmung und 
Unversehrtheit von Mädchen 
und Frauen.

Wäre es da nicht sogar ange-
bracht, diese Krise dazu zu nutzen 
das Leben gerechter, freier von 
Diskriminierung und den schein-
bar festgeschriebenen Rollen und 
Gewalt zu gestalten?
Möglichkeiten und Wege zu schaf-
fen, die das Leben erleichtern?
Einen Kreis zu gründen, mit den 
BiPoC, Frauen, Mädchen und 
LGBT*I*Q Menschen, in dem 
Unterstützungsangebote be-
sprochen werden, und zeitnah, 
realitätsnah und effektiv ange-
wendet werden und dabei die 
besonders benachteiligten Grup-
pen der Krise, auch wie die Frau-
en mit Migrationsgeschichte oder 
Fluchtgeschichte sich als Frau-
en unterstützen und Lösungen 
selbstbestimmt gestalten und 
umsetzen können.
Schreiben Sie gerne eine Nach-
richt, wenn Sie sich für das Thema 
interessieren: info@vmdo.de

Eine Anlaufstelle ist das Hilfetele-
fon Gewalt gegen Frauen:
08000 116 016

Vom VMDO e.V. gibt es das Un-
terstützungsangebot: SOFIE

Leyla Boran



Nr. 1, 2021 9SENIOREN-SEITE

Corona Zeit – Ältere Migrantinnen und ihre Alltagserfahrungen
Unser Verein Infrado (Internationa-
les Frauencafe Dortmund e.V.) arbei-
tet viel mit älteren Migrant*innen. 
Zusätzlich haben wir auch einen Fo-
kus auf Frauenarbeit.
Wir haben in dieser Corona-Pande-
miezeit zu mehreren  Migranten-
Familien telefonischen Kontakt 
gehabt. Eine Familie hat ein an Alz-
heimer erkranktes Familienmitglied. 
Alle Familienangehörigen waren an 
COVID-19 erkrankt. Wir haben mit 
ihnen darüber gesprochen, welche 
Alltagserfahrungen sie während ih-
rer Quarantänezeit gemacht haben 
und wie sie diese Pandemie-Zeit er-
leben. Die Familie erzählte uns ihre 
Geschichte mit diesen Worten:
Wir sind familiär an Corona er-
krankt. Unser Hausarzt hat uns nicht 
geholfen. Nicht einmal ein Test wur-
de durchgeführt. Wir mussten den 

selbst machen. Das Gesundheits-
amt hat uns nach einem Monat erst 
angerufen. Ich habe meinen Arzt 
gewechselt. Das Gesundheitsamt 
forderte uns lediglich auf, uns in die 
Quarantäne zu begeben und dort 
solange zu verbleiben, bis die sich 
melden. Ich habe keinerlei Infor-
mationen in der türkischen Sprache 
erhalten. Die Angehörigen der Mo-
schee haben im eigenen Interesse 
gehandelt und den Menschen, die 
sich in der Quarantäne befanden, 
Hilfe angeboten und Informationen 
übermittelt.

Frage: Diesen Prozess zu überste-
hen ist schwer. Viel mehr an Aus-
rüstung und Organisation wäre nö-
tig gewesen. Denken Sie, dass der 
Gesundheitssektor hier in Deutsch-
land Mängel hat?

Eine andere Fa-
milie aus Scharn-
horst behauptet, 
dass das Gesund-
heitsamt damit 
beschäftigt war, 
sich um sich selbst 
zu kümmern. Die 
Zeit während der 
Corona- Erkran-
kung haben Sie 
zu Hause ver-
bracht. Eine Frau 
aus der Familie 
teilte mit, dass 
dieses Problem 
Schädigungen mit 
sich bringt. Wir 
sind psychisch 
an unsere Gren-
zen gekommen. 
Die beauftragten 
Mitarbeiter ha-
ben uns lediglich 
nur inkonsistente 
Informationen 
gegeben. Die me-
dizinischen Infor-
mationen waren 
nicht ausreichend 
genug. Eine wei-
tere Person be-
hauptet, dass die 
Informationen 
bzw. die Aufklä-
rungen sehr in-
formationsarm 
und lückenvoll 
waren. Es wurde 
gesagt, dass Per-
sonen, die sich in 
der Quarantäne 

befinden und Atembeschwerden 
bzw. Atemnot  bekommen, nur ein 
Krankenhaus oder den Notruf rufen 
sollen. Medizinisch betrachtet weiß 
kaum jemand, in welchem Stadium 
man am besten ins Krankenhaus 
sollte. Es gibt welche, die sich über 
einen ganzen Monat  in Quarantäne 
befanden.
Eine Kollegin, die sich um eine aus 
Afghanistan stammende Familie mit 
Kindern kümmert, teilte mit, dass 
die Mutter der Kinder an Corona 
erkrankt war und im Krankenhaus 
lag. Die anderen Familienmitglieder 
wurden aufgrund der mangelnden 
Deutschkenntnisse nicht aufgeklärt 
und haben ihren normalen Alltag 
gelebt. Die Kinder sind wie gewohnt 
zur Schule gegangen. Meine Kolle-
gin, die diese Familie betreut, be-
nachrichtigte die Schule darüber, 
dass die Mutter dieser Kinder an 
Corona erkrankt sei und sofort ein 
Corona Test gemacht werden muss. 
Das Testergebnis war positiv. Die 
Familie entschied mit der Unterstüt-
zung der Kollegin, sich in Quarantä-
ne zu begeben. Die Kollegin musste 
das Gesundheitsamt selbst kontak-
tieren.
Unser Verein hat einem älteren 
Einwanderer direkte Hilfe geleistet. 
Wäre diese Hilfe nicht geleistet wor-
den, könnte die Person aus man-
gelnden Sprachkenntnissen sich mit 
niemandem verständigen und sich 
somit nicht selbst helfen oder helfen 
lassen können. Als die Person zum 
Arzt begleitet worden ist, musste 
sich diese mit weiteren Patienten im 
selben Raum aufhalten und warten. 
Es wurden keinerlei Vorsichtsmaß-
nahmen ergriffen.
Die Arzthelferinnen mussten sich 
erstmal selbst erkundigen, was in 
diesem Falle zu machen ist, wo man 
hingehen muss und wie man sich 
zu verhalten hat. Es wurde uns eine 
Telefonnummer gegeben. Nachdem 
wir diese Nummer angerufen ha-
ben, sollten wir das Gesundheitsamt 
ebenfalls kontaktieren. Da wir uns 
zu dieser Zeit in den gesetzlichen 
Feiertagen befanden, war natürlich 
niemand erreichbar.
Der Hausarzt konnte uns ebenfalls 
nicht ausreichend informieren und 
keine richtige Hilfe leisten. Wir soll-
ten den Rettungsdienst rufen, da der 
Patient alt ist und an chronischen Er-
krankungen leidet.
Alleinstehende Personen, insbe-
sondere Migranten, die auf sich 
allein gestellt sind und niemanden 

haben, werden einfach ihrem ein-
samen Schicksal überlassen. Als der 
Rettungsdienst eintraf, wurde seine 
Temperatur gemessen. Bei Atemnot 
sollte ein Krankenhaus aufgesucht 
werden. Die Körpertemperatur lag 
unter dem Normalwert, d. h es lag 
eine Unterkühlung vor und dennoch 
wurde nichts unternommen. Das 
Gesundheitsamt hat sich nach den 
gesetzlichen Feiertagen gemeldet. 
Als die Situation dem Gesundheits-
amt geschildert worden ist, wurde 
ein Krankenhausaufenthalt veran-
lasst.
Wir haben uns mit der Tochter einer 
Frau unterhalten, deren Mutter an 
Alzheimer erkrankt ist und sich im 
selben Haushalt befindet. Da die 
Kinder einer sozialpflichtigen Arbeit 
nachgingen, war es umso schwie-
riger, der an Alzheimer erkrankten 
Mutter das Corona Virus und die 
Erkrankung zu erklären. Es war sehr 
schwierig, ihr die Maßnahmen für ei-
nen Schutz zu erklären. Es war nicht 
leicht mit dieser Herausforderung zu 
leben. Die an Alzheimer erkrankte 
ältere türkische Migrantin konnte 
nicht einmal zu einer Tagespflege ge-
bracht werden, da die notwendigen 
Sprachkenntnisse auch in diesem 
Falle nicht vorhanden waren.
Nachdem wir all diese und andere 
Beispiele analysiert haben, kamen 
wir zu der Erkenntnis, dass die Haus-
ärzte eine sehr große und wichtige 
Rolle spielen.
Viele Migranten suchen sich explizit 
aufgrund von fehlenden Sprach-
kenntnissen, Ärzte mit Migrations-
hintergrund aus, um sich besser zu 
verständigen.  Da die Ärzte jedoch 
die Patienten mittlerweile als Geld-
fluss ansehen und sich nicht wirklich 
für die Beschwerden interessieren, 
dauert eine Behandlung nur noch 1 
bis 2 Minuten.

Der Staat sollte meiner Meinung 
nach die Kontrollen in den Arztpra-
xen verschärfen und die Ärzte über 
solche Verhaltensweisen besser 
aufklären. Es sollten über den Tag 
hinaus gesetzliche Patientenanzah-
len festgelegt werden, damit sich 
die Ärzte auch die Zeit nehmen sich 
um die Patienten zu kümmern und 
nicht schnell alle Patienten nach 1 
bis 2-minütiger Behandlung  ent-
lassen und zum nächsten Patienten 
übergehen. Ältere Patienten mit 
chronischen Erkrankungen sollten 
alle 6 bis 7 Monate einen Termin 
zur Kontrolle bekommen.

Ältere Flüchtlinge/Schutzsuchen-
de haben sich während der Pan-
demiezeit noch einsamer gefühlt 
als zuvor. Das Gefühl der Einsam-
keit trifft natürlich auch auf ältere 
deutsche Bürger zu, die alleine 
wohnen oder in Seniorenheimen 
leben. In den Seniorenheimen 
wurden an Demenz leidende Se-
nioren in ihren Zimmern einge-
sperrt, um sich nicht mit dem Virus 
anzustecken oder bei bereits vor-
liegender Erkrankung an COVID-19 
nicht die anderen anzustecken. 
Nicht einmal das haben die älteren 
Menschen verstanden oder mitbe-
kommen.

Auch die anderen älteren Bewoh-
ner der Pflegeeinrichtungen konn-
ten keine Besuche empfangen und 
waren in ihren Zimmern gefangen. 
Sie sind vereinsamt. Die meisten 
sind aufgrund des Corona Virus 
allein, unter sich und ohne von 
jeglichen Familienmitgliedern Ab-
schied nehmen zu können verstor-
ben. Die meisten älteren dachten 
auch, dass Sie im zweiten Welt-
krieg seien und sich vor Bomben 
im Keller verstecken müssten.
Wir haben ein Impfproblem vor 
uns. Auch in diesem Bereich 

herrscht weiterhin Chaos. Da es 
kaum Impfstoffe gibt, werden die 
Impfstoffe von Biontech bevor-
zugt. Dieser Impfstoff garantiert 
einen 99%igen Schutz, während 
andere Impfstoffe einen Schutz 
von lediglich nur 70% aufweisen. 
Letzteres wurde von einigen ab-
gelehnt. Bei vielen Informationen 
gab es ein Organisationsproblem.

Ja, das Gesundheitssystem ist nicht 
für solche außergewöhnliche Situ-
ationen in den in dem erforderli-
chen Maße organisiert. Man sollte 
zuerst damit anfangen.

Es muss eine Kampagne, die aus 
Solidarität und Hilfsbereitschaft 
besteht, gegründet werden. Eine 
gegenseitige Bindung von Gefüh-
len, Gedanken und gemeinsamen 
Interessen an diejenigen, die eine 
Gemeinschaft in unserer Gesell-
schaft bilden, sollte höchste Prio-
rität haben.
In der Stadt sollte ein Solidaritäts-
netzwerk aufgebaut werden, das 
alle umfasst und ein hohes Maß an 
Unterstützung anbietet.

Internationales Frauencafe
Dortmund e.V.

Dr. Gürsel Capanoglu

Eine demenzfreundliche
Gesellschaft

DEMANS DOSTU BİR TOPLUM

MIA - Servicestelle für Migrant*innen im Alter

Arbeitserfahrungen des VMDO- 
Verbund der sozial-kulturellen Mi-
grantenvereine in Dortmund e.V. 
und Untersuchungen haben er-
geben, dass ältere Migrant*innen 
seltener Gesundheits- und Pfle-
geleistungen sowie zielgruppen-
spezifische Angebote in Anspruch 
nehmen als ältere Menschen 
ohne Migrationsgeschichte. Die-
se Zurückhaltung betrifft sowohl 
wohnortnahe Anlaufstellen und 
Beratungseinrichtungen wie z.B. 
Seniorenbüros und Begegnungs-
zentren als auch die Inanspruch-
nahme von Sozialversicherungs- 
und Pflegedienstleistungen. Eine 
schlechtere Versorgung, größere 

Belastungen für die Senior*innen 
und ihre Familien sowie soziale 
Isolation sind oftmals die Folge.
Ziel des Projektes MIA ist es, für 
ältere Menschen mit Migrati-
onsgeschichte – insbesondere 
türkisch-, kurdisch- und arabisch-
sprachige - die Zugänge zu beste-
henden Hilfesystemen besser zu 
gestalten und eine kultursensible, 
bedarfsorientierte, ggf. mutter-
sprachliche Beratung anzubieten.

Das Projekt MIA startete im Janu-
ar 2021. Der VMDO e.V. beschäf-
tigt sich schon sehr lange mit die-
sem Thema. Seit 2019 verfügt es 
über die Koordinierungsstelle für 

Demenz, die älteren Menschen 
mit Demenz mit Betreuungsange-
boten hilft und ihre Familien un-
terstützt.

MIA hat eine drei jährige Projekt-
laufzeit. Sie setzt auf drei Ebenen 
an:
1. Eine Orientierungsberatung 

bietet sowohl an einem festen 
Standort als auch aufsuchend 
eine kultursensible Beratung 
an, die Zugänge zu Regelan-
geboten öffnet und den Weg 
dorthin weist.

2. Ein Begleitdienst aus Ehren-
amtlichen wird aufgebaut.

3. Sensibilisierung und Qualifizie-

rung von Ehrenamtlichen und 
Multiplikator*innen: Aktive 
in Migrantenorganisationen 
werden quasi als Brückenbau-
er/Botschafter für das Thema 
Alter, spezifische Hilfsan-
gebote sowie Zugänge für 
Migrant*innen zu bestehen-
den Hilfesystemen sensibili-
siert und qualifiziert.

Festzustellen ist, dass  ältere 
Migrant*innen mit ähnlichen 
Herausforderungen im Alter 
konfrontiert sind wie einheimi-
sche Ältere. Allerdings ist ihre 
Situation zugleich in besonderer 
Weise durch soziale Benachtei-
ligungen - oftmals Mehrfachbe-
nachteiligungen – und soziale 
Ungleichheit geprägt. Gleichzei-
tig verfügen sie über geringere 
Ressourcen, um den Heraus-
forderungen wirksam begeg-
nen zu können. Gründe für Be-
nachteiligungen und besondere 
gesundheitliche Risiken sind in 
den jeweiligen Migrations- und 

Erwerbsbiographien zu finden. 
Zahlreiche der heute älteren 
Migrant*innen erlebten phy-
sisch und psychisch belastende 
Arbeits- und Lebensbedingun-
gen, u.a. durch oftmals un- und 
angelernte Tätigkeiten, ein 
hohes Arbeitslosigkeitsrisiko, 
Diskriminierungs- und Trauma-
tisierungserfahrungen, einge-
schränkte Teilhabemöglichkei-
ten, Trennungserfahrungen.
Mit dem Projekt MIA, verfolgt 
der VMDO das Ziel den Zugang 
zu bereits existierenden Hilfe-
systemen und –angeboten für 
ältere Dortmunder*innen mit 
Migrationshintergrund zu ver-
bessern sowie für ihre Angehö-
rige passende Beratungs- und 
Unterstützungsangebote be-
reitzustellen. Es geht darum 
die betroffenen Menschen in 
die Lage zu versetzt, spezifi-
sche Gesundheits- und Pflege-
dienstleistungen in Anspruch zu 
nehmen, zu denen bislang aus 
diversen Gründen die Zugänge 

bzw. Informationen fehlen. Da-
durch werden Senior*innen mit 
Migrationshintergrund und ihre 
Familien entlastet, der Alltag 
wird erleichtert und die Lebens-
qualität verbessert sich. Sozialer 
Vereinsamung wird entgegenge-
wirkt. Das Angebot ist ein vor-
gelagertes Angebot und stellt 
eine Ergänzung dar, wodurch 
die Wirksamkeit existierender 
Angebote verstärkt wird. Damit 
sollen diejenigen Senior*innen 
und ihre Angehörigen unter-
stützt werden, die bislang nicht 
erreicht werden können.

Das Projekt wird gefördert von 
der Stiftung Deutsches Hilfswerk

Ansprechpersonen sind:
Dr. Gürsel Çapanoğlu,
Ṣaziye Altundal-Köse,
Haus der Vielfalt
Beuthstr.21,  44147 Dortmund
E-Mail: g.capanoglu@vmdo.de
Tel: 0231 286 787 55
Mobil: 0177 6058885

Servicestelle 
für Migrant*innen im Alter

"Eine demenzfreundliche Gesellschaft"
Was ist Demenz? - Fakten im Überblick
In der Broschüre wird die Krankheit Demenz und 
ihre Symptome kurz erklärt. Der Schwerpunkt 
der Broschüre ist, ausführlich auf die Gründe und 
die Notwendigkeit der Schaffung einer demenz-
freundlichen Gesellschaft einzugehen.
Kostenfrei
31 Seiten, 2021
Demans nedir? Genel bir bakış
Broşürde kısaca demans hastalığı hakkında bilgi 
verilmektedir. Broşürün ana odak noktasında; de-
mans dostu bir toplumu yaratmanın nedenleri ve 
ihtiyacı ayrıntılı anlatılmaktadır.
Per e-Mail bestellen unter /
sipariş için: g.capanoglu@vmdo.de
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Kanal voll: Viele neue Talks und
Interviews aus dem Keuning.haus online

Das Keuning.haus ist nach wie vor 
geschlossen – doch im Youtube-
Kanal „Keuninghaus to Go“ ist viel 
passiert. Gleich mehrere eigent-
lich live geplante Talks und Inter-
views sind in den vergangenen 
Wochen gefi lmt und eingestellt 
worden. Ein Überblick:

Talk im DKH zum Atommü ll
Wie können wir in Deutschland 
ein Endlager fü r radioakti ven Mü ll 
fi nden? In der neuesten Ausgabe 
des „Talk im DKH“ begrüßt Mo-
derator und Soziologe Aladin El-
Mafaalani den CDU-Politi ker und 
Dortmunder Steff en Kanitz. Kanitz 
ist Mitglied der Geschä ft sfü hrung 
der Bundesgesellschaft  für Endla-
gerung und daher mit zuständig 
für Standortauswahl, Produktkon-
trolle, IT, Forschung und Entwick-
lung sowie Wissensmanagement.

Jubiläums-Talk im DKH mit La-
mya Kaddor
Die erfolgreiche Reihe „Talk im 
DKH“ besteht inzwischen schon 
seit fünf Jahren, in denen es 40 
Veranstaltungen mit mehr als 70 
Gäst*innen gab. Allererste Talk-
Partnerin war damals Lamya 
Kaddor, Islamwissenschaftlerin, 
Autorin, Forscherin, Kolumnis-
tin und inzwischen Bundestags-
kandidatin fü r BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Anlä sslich des 
Jubiläums war sie noch einmal 
eingeladen und sprach mit El-
Mafaalani u.a. über den Islam 
in Deutschland, Religionsunter-
richt, ihre Diskriminierungsfor-
schung an der Universität Duis-
burg-Essen und ihre politischen 
Ambitionen.

Interview mit dem neuen Musik-
schulleiter 
Seit Januar 2021 hat die Musik-
schule Dortmund einen neu-
en Leiter: Stefan Prophet. Der 
49-Jährige war zuvor Leiter der 
Musikschule in Recklinghausen. 
Im Interview mit Aida Demirović-
Krebs kann man ihn noch besser 
kennenlernen.

Mensch! Frau*! Inspirati onen 
zum Weltf rauentag 
Vier Fragen, 16 Frauen, diverse 
Perspekti ven und jede Menge Po-
wer: Vor der Kamera beantwor-
ten ganz unterschiedliche Frauen 
spontan gestellte Fragen.

Alle Videos im Youtube-Kanal 
„Keuninghaus to Go“      DKH

Aladin El-Mafaalani im Gespräch mit Steff en Kanitz
Foto: DKH

Rassismus in den Medien -
ein einführender Workshop
In Kooperati on mit dem Insti tut 
DINX, hat CHANCENGLEICH in 
Europa e.V. einen Online Work-
shop zum Thema „Wo fi nden wir 
Rassismus in (Bild-)Sprache in 
Medien? Einführung in einen ras-
sismuskriti schen Medienkonsum“ 
durchgeführt.
Neben einem Exkurs in die Defi -
niti on von Rassismus sowie inte-
ressantem Input, haben die rund 
20 Teilnehmer*innen zahlreiche 
konkrete Beispiele aus Print und 
Medien kennengelernt, in denen 
rassisti sche und diskriminieren-
de Formen ersichtlich waren. So 
ging es konkret um die Macht der 
Sprache und Bilder, welche Ras-
sismen darin erkennbar sind und 
welche Wirkungen sie erzeugen.
Handlungen wie Brown- und 
Blackfacing, Whitewashing sowie 
die kulturelle Aneignung von Sym-

bolen marginalisierten Gruppen, 
sind nur einige Beispiele, die wir 
häufi g in Medien fi nden und als 
rassisti sch zu bezeichnen sind.
Das Trainerinnen Duo des Insti tut 
DINX hat bewusst auf die Repro-
duzierung von diskriminierenden 
Inhalten verzichtet bzw. diese vor-

her angekündigt. Eben-
falls wichti g war es ihnen, 
den Workshop aus der 
Betroff enen sowie Nicht-
Betroff enen Perspekti ve 
durchzuführen, um so ei-
nen vielfälti gen Ansatz zu 
gewährleisten.
Der Workshop hat den 
Teilnehmenden einen 
sehr eindrucksvollen Ein-
blick in dieses umfang-
reiche Thema ermöglicht 
und sie für einen rassis-
muskriti schen Blick auf 

Medieninhalte sensibilisiert.

Am 28. und 29.04.2021 geht es 
weiter mit einem Online Work-
shop zum Thema ‚Hate Speech‘. 
Bei Interesse, melden Sie sich ger-
ne unter a.wahle@ch-e.eu

Chancengleich in Europa e.V.

   

Wo finden wir Rassismus in (Bild-) Sprache in Medien? 
Einführung in einen rassismuskritischen 

Medienkonsum
In Kooperation mit dem Institut DINX veranstalten wir ein einführendes
Online Seminar zum Thema Rassismus und Medien.

In zwei aufeinander aufbauenden Veranstaltungen finden wir gemeinsam 
verschiedene Formen von Rassismus in Wort, Schrift und Bild in unserem 
Alltag. Außerdem werfen wir einen Blick auf die Auswirkungen der medialen 
Erscheinungsformen von Rassismus auf Betroffene und Nicht-Betroffene.

12. und 19. März, 14:00-16:00, die Teilnahme ist kostenfrei
Referentinnen: Berfin Balık und Birte Gooßes

Infos und Anmeldung unter a.wahle@ch-e.eu
Den Zugang zu Zoom erhalten Sie nach der Anmeldung.

                                 

Die Querdenker
Ich saß in der Küche am 
Fenster und schaute hi-
naus auf die leeren Stra-
ßen. Plötzlich hörte ich 
Lautsprecheransagen, 
die mich zuerst beängs-
ti gten. Da es schon spät 
abends war dachte ich, 
dass es Durchsagen wa-
ren, die vor einer Katas-
trophe warnen sollten. 
Als ich genauer hinhör-
te, erkannte ich, dass es 
sich um eine sogenann-
te „Querdenken Demo“ 
handeln musste. Daraufh in ging ich 
herunter um mir das Geschehen 
aus der Distanz anzusehen und war 
erschütt ert über das, was ich sah 
und hörte.
Eigentlich ist das Querdenken eine 
umgangssprachliche Bezeichnung 
für laterales Denken, manchmal 
auch nichtlineares Denken genannt. 
Die größten Wissenschaft ler der Ge-
schichte waren Querdenker, die oft -
mals zu Lebzeiten für ihre Ansichten 
belächelt wurden und denen wir 
heute viele Jahre später vieles ver-
danken. Umso bedenklicher und ei-
gentlich auch anmaßend, dass sich 
die Gegner der Coronamaßnahmen 
dieses Begriff es bedienen, war der 
Begriff  doch eigentlich bis vor kur-
zem noch positi v konnoti ert und 
ist es zu bezweifeln, dass den so-
genannten Querdenkern in einigen 
Jahren der gleiche Ruhm zu Teil wird 
wie Galilei, Edison, Einstein und Co.
Dabei setzt sich die besagte Bewe-
gung aus Menschen unterschied-
lichster sozialer und politi scher 
Gruppen zusammen. Wutbürger, 
Verschwörungstheoreti ker, Anti ka-
pitalisten, religiöse Fundamenta-
listen und rechte Tritt brettf  ahrer, 
die die Demonstrati onen nutzen, 
um ihre rechten Ideologien zu ver-
breiten, gehen gemeinsam auf die 
Straße. Dabei verstärkt sich der 
Einfl uss der Rechten bei der Mitbe-
sti mmung und Planung der Demos. 
„Querdenken“- Anführer Michael 
Ballhaus trifft   sich mit Reichsbür-
gern zu Strategietreff en. Angehöri-
ge rechtsextremer Gruppierungen, 
wie der „III. Weg“ bekunden, dass 

sie seit langem nicht mehr eine so 
große Plattf  orm hatt en ihr rechtes 
Gedankengut zu verbreiten. Dabei 
stoßen sie kaum auf Gegenwehr. 
Es ist sehr bedenklich, dass sich die 
bürgerlichen Demonstrierenden 
nicht von den Rechtspopulisten ab-
grenzen. Ralf Ludwig, Anwalt und 
„Querdenken“ Wortf ührer, begrüßt 
gar die Teilnahme von Rechtsex-
tremen. Er argumenti ert, dass es 
anti faschisti sch sei, wenn Rechts-
extreme für Freiheit und Demokra-
ti e demonstrierten. Das Stutt garter 
„Querdenken711“ ist bereits vom 
Verfassungsschutz als Beobach-
tungsobjekt eingestuft , da es laut 
des selbigen sowohl personell, als 
auch ideologisch von Reichsbürgern 
und Rechtsextremen geprägt sei.
Mit ihnen zu diskuti eren ist schwie-
rig, weil sie oft mals wissenschaft li-
che Fakten als solche dementi eren 
und als politi sche Propaganda de-
klarieren. Gerade Menschen mit 
einer Sprachbarriere fällt es schwer 
zwischen Verschwörungstheorien 
und Fakten zu unterscheiden. Es ist 
wichti g die Quellen von Informati o-
nen zu hinterfragen und sie auf ihre 
Richti gkeit zu überprüfen. Auf der 
Internetseite der Stadt Dortmund, 
sind wichti ge Informati onen zu dem 
Pandemiegeschehen und den da-
mit verbundenen Maßnahmen zur 
Eindämmung der Pandemie aufge-
führt.
Laut der sogenannten Querdenker 
sind die Coronamaßnahmen ein 
Eingriff  in die Menschenrechte. Das 
ist korrekt, allerdings steht ebenfalls 
im deutschen Grundgesetz, dass 

jeder das Recht auf 
Leben und körperli-
che Unversehrtheit 
hat. Um dies zu ge-
währleisten, ist es 
manchmal in Zeiten 
einer Pandemie 
unumgänglich, die 
Freiheit des Einzel-
nen durch Maßnah-
men einzuschrän-
ken. Oder wie 
Matt hias Claudius 
schon vor etwa 200 
Jahren formulierte: 

„Die Freiheit besteht darin, dass 
man alles das tun kann, was einem 
anderen nicht schadet“. Indem sich 
viele von Ihnen aber nicht an die Hy-
gieneregeln halten, riskieren sie das 
Recht anderer auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit. Sie fordern 
das Recht ein, anderer Meinung zu 
sein und werden gar nicht daran ge-
hindert diese kundzutun. Wenn ich 
Bilder aus einer Straßenbahn sehe, 
in der Coronaleugner versuchen 
ein Mädchen dazu zu drängen ihre 
Maske abzunehmen und sie somit 
in ihrer Freiheit einschränken, habe 
ich aber das Gefühl, dass sie nur 
ihre eigene Meinung zulassen. Be-
sonders Menschen, die Angehörige 
durch die Pandemie verloren ha-
ben, fühlen sich verhöhnt. Sie sind 
wütend und traurig, dass es immer 
noch Menschen gibt, die Covid-19 
leugnen oder verharmlosen.
Paradox ist, dass die Querdenker 
diesen Staat als Diktatur bezeich-
nen, obwohl sie selbst diktatorische 
Forderungen haben.
Wenn Sie neugierig sind und bei ei-
ner Demonstrati on zusehen wollen, 
halten Sie bitt e Abstand, denn sonst 
werden Sie als Teilnehmer mitge-
zählt und tragen somit dazu bei, 
dass die Gruppe größer gemacht 
wird, als sie ist. Um der wieder stark 
wachsenden Zahl von Neuinfekti -
onen entgegenzuwirken, möchte 
ich gerne an alle Leser appellieren, 
den Virus ernst zu nehmen und wei-
terhin Masken zu tragen, Abstand 
zu halten und die Kontakte zu be-
schränken.

Vedat Akkaya

Sammelabschiebung nach Sri Lanka
21 Menschen, soweit 
wir wissen, wurden am 
Abend des 30. März 
von Düsseldorf aus 
nach Sri Lanka abge-
schoben. Davon 20 aus 
NRW. Die erste Sam-
melabschiebung nach 
Sri Lanka überhaupt. 
Und das in einem be-
sonderen Moment:
Gerade hat der UN-
Menschenrechtsrat in 
Genf auf seiner 46. Sit-
zung Sri Lanka die äußerst besorg-
niserregende Menschenrechtsla-
ge in dem Land kriti siert. Sri Lanka 
wurde dringend aufgefordert, mit 
der UN bei der Aufarbeitung der 
Kriegsverbrechen und der über 
146 000 Vermissten aus den letz-
ten Tagen des Krieges 2009 zu-
sammenzuarbeiten.
Dass es nicht zu einer Resolu-
ti on mit Sankti onsandrohun-
gen gereicht hat, ist vor allem 
der bremsenden Außenpoliti k 
Deutschlands zu verdanken. Sonst 
immer an führender Stelle bei 
der Verurteilung von Menschen-
rechten weltweit, beobachten 
wir leider zu Sri Lanka äußerste 
Zurückhaltung. Es musste von den 
Vertreter*innen anderer westli-
cher Staaten eine Menge Über-
zeugungsarbeit geleistet werden, 
dass die deutsche Vertretung 

dieser Resoluti on überhaupt zu-
gesti mmt hat. Im Gegenteil, die 
Regierungspositi on, dass es im-
mer nur um angebliche „Terroris-
musbekämpfung“ geht, wird von 
Deutschland sehr gerne übernom-
men. So wurde dem für Folter be-
rüchti gten Geheimdienst CID mal 
eben 1 Mill US-Dollar zur „Terror-
bekämpfung“ geschenkt.
Insofern könnte die Sammelab-
schiebung nach Sri Lanka auch als 
eine Reakti on oder Warnung der 
deutschen Politi k an tamilische 
Organisati onen zu verstehen sein, 
die Regierung Sri Lankas nicht län-
ger öff entlich zu brandmarken. 
Aber urteilen Sie selbst:
Am 24. März 2021 wurde der 36jäh-
rige Ratheeswaran Thangavadivel 
in die Ausländerbehörde Ober-
hausen-Sterkrade bestellt, um 
seine Verdienstbescheinigungen, 

seinen Arbeits-
vertrag und 
sein Aufent-
haltsdokument 
(Duldung) vor-
zuzeigen.
Als er in der 
Behörde er-
schien, wurde 
er kurzerhand 
verhaft et und 
umgehend in 
das Abschieb-
gefängnis nach 

Büren gebracht. Dort traf er auf 
weitere Festgenommene.
Ratheeswaran Thangavadivel lebt 
seit 2016 in Oberhausen. Seit 2017 
besitzt er eine Arbeitserlaubnis 
und seit Juli 2020 einen unbefris-
teten Arbeitsvertrag.
„Ich fi nde es empörend, eine Per-
son zu einem regulären Termin zu 
bestellen und dann zu verhaft en“, 
beschwert sich Yusuf Karacelik, 
Vorsitzender der Stadtratsfrakti on 
Die LINKE.Liste in Oberhausen.
„Nicht nur, dass er alle rechtlichen 
Voraussetzungen für einen dauer-
haft en Aufenthalt ohnehin erfüllt 
spricht dafür, ihn unverzüglich 
nach Oberhausen zurück zu brin-
gen. Wir fordern eine soforti ge 
Rückführung nach Deutschland 
und einen Abschiebestopp in den 
Foilterstaat Sri Lanka...“.

Ahilan Varatharajah

„Wohnen für Menschen statt  für Profi te 
– Sicheres Zuhause für alle!“
Akti onstag „Wohnen für Menschen statt  für Profi te – Sicheres Zuhause für alle!“

Der deutsche Wohnungsmarkt 
ist zunehmend von Kapitalisie-
rung und Gewinnmaximierung 
geprägt. In Dortmund sind die 
Wohnanlage Hannibal II in Dorst-
feld und das „Horrorhaus“ in der 
Kielstraße 26 Negati v-beispiele 
für Spekulati on am Wohnungs-
markt. Der Hannibal wurde jüngst 
weiterverkauft , statt  saniert. Das 
Hochhaus Kielstraße 26 lässt die 
Stadt Dortmund mit Fördermit-
teln des Landes Nordrhein-West-
falen ab-reißen.
Gleichzeiti g steigen in den be-
wohnten Wohnungen die Mieten. 
Im Zuge des neuen Dortmun-
der Mietspiegels erhöhen viele 
Vermieter*innen erneut die Mie-
te, oft  auch unrechtmäßig hoch. 
So verlangte der Vermieter der 
Wohnungen in der Westhoff str. 11 

von den Mieter*innen einen Auf-
schlag für „Dortmund Mitt e“. Die-
se knapp 50 € mehr pro Monat 
sind unzulässig, da für die Nord-
stadt kein solcher Aufschlag anzu-
rechnen ist. Verwaltetet werden 
die Wohnungen durch die Firma 
Strabag Property and Facility Ser-
vices GmbH im Auft rag der Eigen-
tümerin Swiss Life-Gruppe.
Noch immer stecken Dortmunder 
Immobilien im Karussell der Woh-
nungsverkäufe fest, mit negati ven 
Folgen für die Mieter*innen. Denn 
die neuen Eigentümer*innen 
scheinen die Wohnungen häufi g 
nicht ausrei-chend genug zu ken-
nen bevor sie diese kaufen.
Daher fordern der Planerladen 
e.V. und der Mieterverein Dort-
mund und Umgebung e.V. die 
Bundesregie-rung auf, einen 

Fonds zum Mietschuldenerlass 
aufzulegen und eine humane, 
bezahlbare Mietenpoliti k zu ver-
folgen! Die Stadt Dortmund wird 
aufgefordert, über eigenen, kom-
munalen, geförderten Wohnungs-
bau und eine sozialgerechte Bo-
denpoliti k den Wohnungsmarkt 
zu entlasten.
Zudem stehen wir für ein Ende der 
diskriminierenden Vermietungs-
praxen auf dem Wohnungsmarkt 
ein und fordern eine Verbesse-
rung des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (AGG), um 
Betroff enen eine wirk-liche Hand-
habe gegen Diskriminierung zu er-
möglichen. Es gilt, diese Erkennt-
nisse zu nutzen die strukturellen 
Ungleichheiten zu bekämpfen! 
Denn: Die Stadt gehört uns allen!

Planerladen e.V.

Foto: Premala Waradarajah



Nr. 1, 2021 11VEREINE & ORGANISATIONEN

Virtuelles Fachforum – Migrantische Ökonomie

Das zweite Fachforum „Migran-
tische Ökonomie. Digital und 
gut vernetzt durch die Krise“, 
gemeinsam ausgerichtet vom 
Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen und 
dem Ministerium für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und 
Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen,fand in diesem Jahr 
Mitte März virtuell statt.

Ziel des Fachgesprächs war es, 
anhand aktueller Studien eine 
Übersicht zu Chancen und Heraus-
forderungen migrantischer Unter-
nehmen in Nordrhein-Westfalen 
zu geben: erstens im Vergleich 
mit anderen Bundesländern und 
zweitens in den verschiedenen 
Wirtschaftsregionen des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Hier wurden 
verschiedene Studien dargestellt 
wie beispielsweise vom Institut 
für Mittelstandsforschung, Bonn 
oder der Bertelsmann Stiftung, Gü-
tersloh.
In den anschließenden Workshops 
wurden effektive Strategien zur 
Unterstützung migrantischer Un-
ternehmen unter den Bedingun-
gen der Corona-Pandemie erarbei-
tet. Dazu gehört beispielsweise der 

Ansatz der „Entrepreneurship Edu-
cation“, der im Rahmen des Work-
shops „Migrantische Ökonomie 
stärken“ durch Armin Baharian und 
Natalia Gorynia-Pfefferanhand von 
Daten aus dem Global Entrepre-
neurship Monitor (GEM)2019/20 
dargestellt wurde.
Es zeigte sich, dass Deutschland 
beiEntrepreneurship Education an 
Schulen und Hochschulen in den 
letzten Jahren aufgeholt hat. Die im 
Zeitverlauf ansteigende Anzahl von 
Gründungs- bzw. Entrepreneur-
ship-Professuren deutet darauf 
hin, dass das Thema „Gründung“ 
an immer mehr Hochschulen in 
Forschung, Lehre und Transfer auf-
gegriffen wird. Aktuell beläuft sich 
die Zahl dieser Einrichtungen an 
bundesdeutschen Universitäten 
und Hochschulen (FH) auf 148 Pro-
fessuren/Professoren (inkl. Hono-
rarprofessoren).
Einen besonderen Stellenwert 
hat in Deutschland das EXIST-Pro-
gramm. Gegründet 1998 als För-
derprogramm des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi), soll es Ausgründungen 
aus Hochschulen und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen 
fördern. Neben der Förderung von 
Ausgründungen unterstützt EXIST 

auch bei einzel-
nen Gründungs-
vorhaben mit dem 
EXIST-Gründer-
stipendium und 
dem EXIST-For-
schungstransfer. 
Darüber hinaus 
unterstützt EXIST 
auch Hochschu-
len beim Aufbau 

einer ganzheitlichen Gründungs-
kultur.
Trotz der voranschreitenden Ver-
besserungen im Bereich Entrepre-
neurship Education in Deutschland 
gibt es immer noch Chancenpoten-
ziale – sowohl an den Hochschulen 
als auch in den Schulen. Im Ver-
gleich zu den anderen 33 GEM-Län-
dern mit hohem Einkommen belegt 
Deutschland einen mittleren (in 
Bezug auf die Hochschulen) oder 
gar hinteren Platz (in Bezug auf 
die Schulen). Gleichzeitig gibt es in 
Deutschland viele gute Angebote, 
wie die Initiative „Unternehmer-
geist in die Schulen“ mit über 40 
Initiativen unter der Federführung 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi), um 
Jugendlichen unternehmerische 
Kompetenzen näherzubringen.
Eins steht fest: Entrepreneurship 
Education ist ein wesentlicher 
Baustein zur Etablierung einer 
nachhaltigen Gründungskultur in 
Deutschland. Die Vermittlung von 
Entrepreneurship-Kompetenzen 
kommt jungen Menschen –unab-
hängig davon, ob sie in oder au-
ßerhalb von Deutschland geboren 
wurden, zu gute.

Dr. Natalia Gorynia-Pfeffer,
Armin Baharian

Unter dem Dach des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes in Dortmund haben
sich rund 200 gemeinnützige Vereine, Organisationen und Initiativen zusammen-
geschlossen. Sie bieten Unterstützungsleistungen in allen Lebensbereichen an:

n Beratung bei Ehe- und Lebenskrisen

n Unterstützung bei der Betreuung von Kindern

n Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene

n Unterstützung bei psychischen Erkrankungen

n Hilfen für Menschen mit Behinderungen

n Hilfen in Notlagen und bei besonderen sozialen Schwierigkeiten

n Selbsthilfeunterstützung

Kontakt über

Paritätischer Wohlfahrtsverband NRW 
Kreisgruppe Dortmund
Ostenhellweg 42-48/Eingang Moritzgasse 
44135 Dortmund
Telefon: (02 31) 189989-0, Fax: -30
dortmund@paritaet-nrw.org
www.dortmund.paritaet-nrw.org

•  66 Angebote der Kinderbetreuung und Kinderbil-
dung in Tagesstätten, im Offenen Ganztag und  
in der Tagespflege

•  64 Initiativen des bürgerschaftlichen Engagements 
in allen Sozial- und Jugendbereichen

•  28 Dienste und Einrichtungen der Altenhilfe und 
Altenpflege

•  22 Organisationen der Behindertenhilfe

•  21 Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit  
und der Jugendhilfe

•  20 Organisationen im Bereich der Migration und 
interkulturellen Arbeit

•  19 Anbieter von Gesundheits- und  
Suchtkrankenhilfen

•  17 Beschäftigungs- und Qualifizierungsinitiativen 
sowie Bildungsstätten

•  13 spezifische Beratungsstellen und -angebote für 
Kinder und Familien, Frauen und Homosexuelle

•  9 Hilfseinrichtungen für Menschen in Not sowie 
Schuldner- und Sozialberatung

•  4 Angebote des Quartiersmanagements und der 
Gemeinwesenarbeit

•  1 Hilfs- und Rettungsdienst

•  1 Selbsthilfe-Kontaktstelle zur Unterstützung von 
über 400 Selbsthilfegruppen

Zum Paritätischen Dortmund gehören:

IBB e.V. bietet neue 
Schulungen zu den Themen 
Migration und Integration

Neue Angebote zur Weiterbil-
dung im Themenfeld Migration 
und Integration unterbreitet das 
Internationale Bildungs- und Be-
gegnungswerk e.V. in Dortmund 
in zwei neuen Projektlinien: Ziel-
gruppe sind Menschen, die in ih-
rem beruflichen Umfeld Geflüch-
teten bzw. (Neu-) Zugewanderten 
begegnen und ihre inter-kultu-
rellen Kompetenzen verbessern 
möchten.

„fokus4 – Fortbildungen kultursen-
sibel“ vermittelt als Fortsetzung 
des bewährten fokus³-Projekts 
erneut Grund- und Aufbauwissen 
zum Themenfeld Migration für 
Haupt- und Ehrenamtliche in der 
Sozialen Arbeit, im Gesundheits-
wesen, im Bildungsbereich sowie 
an Fachkräfte aus Ordnungs- und 
Sicherheitsbehörden. Vorträge, 
verschiedene Se-minarformate in 
einer Kombination aus Präsenz- 
und Online-Schulungen sowie 
zwei Fachtagungen sind in Vor-
bereitung. Das Angebot umfasst 
auch Organisationsberatun-gen 
on demand. Vermittelt werden 
hier Strategien zur Entwick-
lung einer kultursensiblen bzw. 

migrant*innenfreundlichen 
Angebotsstruktur sowie ge-
eigneter Fortbildungscurricula 
zum Themenfeld Integration 
und Migration.

Das neue Projekt „netcoops 
– europäische Fortbildung für 
Asylverfahrensbeteiligte“ rich-
tet sich speziell an Mitarbei-
tende in Sozial- und Auslän-
derämtern sowie von Polizei, 
Grenzschutz und Justiz, die 

hoheitliche Aufgaben im Zusam-
menhang mit Asylgewährung 
wahrnehmen. Durch Online- und 
Präsenz-Seminare, binationale 
Kooperationstreffen als Fach-
kräfteaustausch und eine multi-
laterale Abschlusstagung soll ein 
europaweites Netzwerk geknüpft 
und kultursensibel geschult wer-
den. Ziele sind die Vertiefung des 
Dialogs zwischen Verfahrensbe-
teiligten und die Optimierung in-
terkultureller Kommunikation mit 
Geflüchteten.

Die beiden neuen Projektlinien, 
bis September 2022 aus dem 
Asyl-, Migrations- und Integra-
tionsfonds (AMIF) der EU geför-
dert, wurden beim Fach- und 
Vernetzungstag Inklud:Mi zum 
Auftakt des Projektes fokus4 im 
Januar 2021 erstmals vorgestellt.
Die Teilnahme an den Seminaren 
beider Projekte ist kostenlos. In-
teressierte können sich ab sofort 
formlos per E-Mail an fokus@
ibb-d.de bzw. netcoops@ibb-d.de 
an das IBB e.V. wenden und ihren 
Fortbildungsbedarf beschreiben.
Weitere Informationen unter 
www.ibb-d.de.

Abschiebung von Geflüchteten aus Guinea in NRW
Seit mehreren Monaten hält sich wiederholt eine Kommission aus Guinea im Bundesland Nordrhein-Westfalen auf. 
Sinn und Zweck dieser Delegation ist es, im Auftrag deutscher Behörden, Geflüchtete, die angegeben haben aus Gui-
nea zu stammen, zu identifizieren und ihnen Passersatzpapiereauszustellen. Somit können die deutschen Behörden im 
Anschluss die Abschiebungen ohne Probleme einleiten. Die Anhörungen finden seit Mitte des Monats Oktober 2020 in 
der ZABEssen statt.

In Vorladungen von Flüchtlingen 
zu diesen Vorführungen heißt es, 
dass es sich bei der Delegation 
um "Botschaftsangehörige" bzw.
um eine Expertenkommission 
handelt. Das ist allerdings sehr 
zweifelhaft, da die Delegation, 
deren Legitimation äußerst frag-
würdig ist, direkt aus Guinea an-
reist - die Flüchtlinge werden also 
auch noch unter Vorspiegelung 
falscher Tatsachen einbestellt. 
Dazu kommt, dass die Mitglieder 
der Delegation wahrscheinlich 
eine "pro Kopf" Bezahlung für 
jedes ausgestellte Passersatzpa-
pier bekommen, zusätzlich zu 
Kost und Logie und Kostenüber-
nahme ihrer höchstpersönlichen 
Freizeitaktivitäten.
Jedoch urteilte das Verwaltungs-
gericht Bremen am 03.01.06 in 
einer leider erst nachträglich er-
gangenen Entscheidung. (AZ 4 V 
2731/05).
Und entgegen der Aussage der 
jetzigen guineischen Regierung, 
Guinea ist kein “sicheres Land’ 
und bleibt somit‚ eine Gefähr-
dung’ für dorthin abgeschobene 
Flüchtlinge.
Es gibt dort nämlich „gravieren-
de Defizite“ bei der „Menschen-
rechtslage“.
Es ist seit Jahren gravieren-
de Rückschritte im Demokra-
tisierungsprozess wie fehlen-
de Unabhängigkeit der Justiz, 
Straflosigkeit für Menschen-
rechtsübergriffe staatlicher Stel-
len, willkürliche Verhaftungen, 
Folter, Behinderungen der Oppo-

sitionsparteien, Unterdrückung 
der Pressefreiheit, …“ zu beob-
achten.
Berichte über willkürliche Über-
griffe gegen Zivilisten und De-
monstrationen, ethnische Ausei-
nandersetzungen oder exzessive 
Gewaltanwendung von Sicher-
heitskräften sind alarmierend. 
Straflosigkeit für die jeweiligen 
Täter ist weit verbreitet.
Präsident Condé, der die Verfas-
sung am 22.03.20 änderte, um 
sich somit an der Macht zu ver-
ewigen, foltert, unterjocht seit 
Oktober 2019 Mitglieder der Zi-
vilgesellschaft des bestehenden 
Bündnis FNDC.

Laut Berichten von Amnesty 
International oder OGDH (die 
guineische Menschenrechtsorga-
nisation) sind seit Oktober 2020 
mehr als 50 Menschen während 
Protesten gegen die Verfassungs-
änderung ermordet worden.
Mehr als 300 Oppositionspoliti-
ker sitzen seitdem im Gefängnis.
Zudem sind seit Anfang des Jah-
res 4 politische Gefangenen auf-
grund der menschenunwürdigen 
Zustände und wegen Folterun-
gen gestorben.

Nun ist auch noch Ebola in das-
Land zurückgekehrt. Nach meh-
reren bestätigten Ebola-Fällen 
spricht die Gesundheitsbehör-
de des Landes bereits von einer 
"Epidemie. Es gebe bereits sie-
ben bestätigte Fälle, davon ende-
ten schon drei tödlich.

Bei dem schweren Ebola-Aus-
bruch in Guinea bis zum Jahr 
2016 waren rund 2500 Menschen 
an der Viruskrankheit gestorben. 
Der Gesundheitsminister erklär-
te, er sei sehr besorgt. Ein Heil-
mittel gibt es zu dem nicht.

Die NRW-Landesregierung recht-
fertigt ungeachtet dessen Ihren 
Abschiebungskurs damit, dass 
die ominöse guineische Delega-
tion Abschiebepapiere für Men-
schen aus Guinea ausstellen soll. 
Dass die „Vorführungen“ bei der 
Delegation, die damit zum Teil 
einhergehende Polizeigewalt und 
die dort ausgestellten Papiere 
rechtlich höchst fragwürdig sind, 
wird von der Landesregierung 
überhaupt nicht problematisiert.
Es wird sogar Menschen mit Be-
hinderung oder Geduldeten die 
ansehr schweren Depressionen 
leiden abgeschoben. Ein junger 
Namens Amadou Tidiane Diallo, 
der seit Wochen in Abschiebe-
haft sitzt und laut unseren Re-
cherchen sehr krank ist, soll laut 
Angaben der Inhaftierten in Bü-
ren versucht haben, seine Zelle 
in Brand zu setzen. Laut Angaben 
der Geduldeten, die aktuell in 
Abschiebehaft in Büren sitzen, ist 
das Gefängnis nichts weiter als 
ein Ort der Folterungen und der 
Diskriminierung.
Außerdem ist die aktuelle Vor-
gehensweise eines Rechtsstaats 
wie der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht hinnehmbar.
Denn die Menschen, die in die 

Bundesrepublik flüchten, ma-
chen es aus vielerlei Beweggrün-
den: weil sie wegen ihrer Her-
kunft, Religion oder Ansichten 
politisch verfolgt werden, weil in 
ihren Heimatländern ethnische 
Konflikte herrschen, oder weil sie 
sich in Deutschland eine bessere 
Zukunft erhoffen.
Zudem steht fest, dass viele Ge-
flüchtete, die von der zwangs-
weisen Vorführung betroffen 
sind, derzeit eine Ausbildung 
absolvieren oder eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung 
ausüben. Manche unter ihnen 
haben sogar ihre Identität im 
Zuge des neuen Migrationsgeset-
zes geklärt.

Daher fragen wir uns nach Sinn 
und Zweck der zwangsweisen 
Vorführung dieser Menschen 
und protestieren gegen die Einla-
dung der Delegation aus Guinea, 
wir fordern die Landesregierung 
auf, die Praxis solcher Vorführun-
gen sofort zu beenden.

Wir fordern eine von Stichtagen 
und Schulnoten unabhängige 
Bleiberechtsregelung nach hu-
manitären Gesichtspunkten, die 
Abschaffung der Abschiebungs-
haft und einen erleichterten Zu-
gang zur Härtefallkommission.

Aissatou Cherif Baldé
Erste Vorstandsvorsitzende
Guinée-Solidaire-Organisation e. V.
Kontakt: 015124601142
Email: bcheriff@hotmail.com
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Gedenken zum 15. Todestag von Mehmet Kubaşık
Oberbürgermeister Thomas Westphal und Bündnis "Tag der Solidarität/ 
Kein Schlussstrich" erinnern an den Anschlag des NSU

2006 wurde der bei vielen beliebte 
Kioskbetreiber Mehmet Kubaşık von 
Neonazis des Nationalsozialistischen 
Untergrundes (NSU) in seinem Kiosk 
in der Dortmunder Mallinckrodt-
straße erschossen. Am 4. April jähr-
te sich dieser Mord nun zum 15. Mal.
Die Stadt Dortmund in Person des 
Oberbürgermeisters hat jedes Jahr 
gemeinsam mit Familie Kubaşık ein 
Stilles Gedenken an der Mallinckrod-
tstraße abgehalten. Diese stille Form 
des Gedenkens wurde - gerade auch 
vor dem Hintergrund der aktuellen 
pandemischen Situation - auch in 
diesem Jahr und unter Einhaltung 
der Corona-Regeln durchgeführt. Elif 
und Gamze Kubaşık sagten: „Es freut 
uns, dass das stille Gedenken, das 
unser Oberbürgermeister a.D. Ull-
rich Sierau die letzten Jahre gemein-
sam mit uns gepflegt hat, auch von 
unserem jetzigen Oberbürgermeis-
ter Thomas Westphal fortgesetzt 

wird. Bei ihnen beiden möchten wir 
uns dafür bedanken. Wir als Familie 
werden - neben der Erinnerung - im-
mer auch mahnen und uns für Auf-
klärung und gegen Rechts einsetzen. 
Es ist gut und wichtig, dass wir dabei 
die Stadt an unserer Seite wissen."
Oberbürgermeister Thomas West-
phal sagte: „Der Rechtsextremismus 
ist keine abstrakte Bedrohung in die-
sem Land. Wir denken an die Opfer 
rechten Terrors, an ihre Familien, 
die Hinterbliebenen und deren Leid. 
Auch heute sind wir bei den Men-
schen, die diesen Verlust gespürt 
haben und mit ihm umgehen müs-
sen. Wir werden zudem wachsam 
sein und weiter als Dortmunder und 
Dortmunderinnen gegen rechtsext-
remistische Tendenzen angehen und 
die Erinnerung an Mehmet Kubaşık 
wachhalten. Auch das zeichnet den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
unserer Stadt aus.“

An Ostersonntag, den 4.4., um 14 
Uhr fand am NSU-Mahnmal an der 
Steinstraße – unweit des Nordaus-
gangs des Hauptbahnhofs – eine 
Kundgebung statt. 250 Menschen 
nahmen teil. Damit wurde der For-
derung nach Aufklärung, Erinnerung 
und Konsequenzen Ausdruck verlie-
hen. Für den Vorstand des VMDO 
gab Kalainithy Shabesan ein State-
ment ab.
Mit dem Ende des NSU-Prozesses im 
Sommer 2018 wurde die Botschaft 
vermittelt, der NSU sei Geschichte. 
Von staatlicher Seite ist erstmal keine 
weitere Aufdeckung und Aufklärung 
zu erwarten. Dabei sind zentrale 
Fragen ungeklärt Die Geheimdiens-
te mauern. Täglich werden rechte 
Anschläge verübt. Immer noch wer-
den neue Informationen zu rechten 
Netzwerken und rechten Umtrieben 
innerhalb von Polizeiapparaten be-
kannt. Das NRW-Innenministerium 
zählte in den letzten Jahren 186 Ver-
dachtsfälle bei der Polizei in NRW, 14 
davon in Dortmund, 50 in Essen, wo 
der Skandal um rechte Chatgruppen 

seinen Anfang genommen hatte.
Das Bündnis Tag der Solidarität/ 
Kein Schlussstrich Dortmund unter-
stützt die Familie Kubaşık in ihren 
Forderungen nach Aufklärung und 
Konsequenzen. Seit Jahren fordern 
sie weitere lokale Ermittlungen, ge-
rade in Dortmund. Ihren Forderun-
gen schließt sich das Bündnis nach 
wie vor an, denn sie sind angesichts 
der tödlichen Gefahr rechten Terrors 
und der Enttarnung von Nazis in der 
Polizei aktueller denn je. Das Bünd-
nis wehrt sich gegen die nicht enden 
wollende Verharmlosung und Vertu-
schung extrem rechter Verbrechen 
und des Rassismus‘ in der Gesell-
schaft. Dabei darf niemals vergessen 
werden: Rassismus tötet.
Vor diesem Hintergrund solidari-
sierte sich das Bündnis mit den An-
gehörigen der Mordopfer und allen 
Betroffenen rechter, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt. (Au-
dio-) Botschaften kamen von den 
Initiativen aus Duisburg, Frankfurt, 
Hamburg und Berlin.
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Vor 60 und vor 80 Jahren

Am Schreibtisch entworfen:
der Holocaust
Vor 60 Jahren, im April 1961 steht 
in Jerusalem Adolf Eichmann vor 
Gericht. Er war als SS-Obersturm-
bannführer und Leiter des „Juden-
referats“ im Nazi-Staat einer der 
Haupttäter des Völkermords an 
den europäischen Juden. Er hatte 
nach 1945 zunächst in Deutsch-
land und dann in Buenos Aires un-
tertauchen können.
Die Anhörung der Zeuginnen und 
Zeugen im Prozess dokumentierte 
erstmals öffentlich in beklemmen-
der Weise die Kälte und Brutalität 
der Deportationen in die Konzen-
trations – und Vernichtungslager 
und die erbarmungslose Maschi-
nerie des Mordens. Für viele der 
Millionen Menschen, die in Israel 
und weit darüber hinaus am Ra-
dio den übertragenen Prozess 
verfolgten, war dies fast unerträg-
lich, ging es doch um ihre Eltern, 
ihre Brüder und Schwestern, ihre 
Freunde.
Eichmann, der sich immer wieder 
rechtfertigend auf seinen dama-
ligen Diensteid bezog, erläuterte 
die generalstabsmäßige und de-
taillierte logistische und techni-
sche Planung der Deportationen 
und der Vernichtung. Die politi-
sche Philosophin Hannah Ahrend, 
aus Deutschland geflohen und 
im Exil in den USA lebend, beob-
achtete in Jerusalem Eichmann 
und sprach anschließend von der 
„Banalität des Bösen“. Originalauf-
nahmen, Zeugen- und Hörerreak-
tionen der damaligen Rundfunk-
übertragung sind dokumentiert in 
einem Hörspiel „Adolf Eichmann. 

Ein Hörprozess“
Vor 80 Jahren, im Jahr 1941 kon-
kretisiert die Nazi-Führung die 
Planungen für den Völkermords 
an den Juden, das, was sie selbst 
verharmlosend „Die Endlösung 
der Judenfrage“ nannten. Ers-
te Planungspapiere wurden von 
Eichmann und anderen schon 
1940 verfasst. Die staatliche Ju-
denverfolgung – schon 1933 be-
gonnen und sich von Jahr zu Jahr 
verschärfend- eskalierte mit dem 
Überfall auf die Sowjetunion.
Einsatztruppen begannen dort mit 
systematischen Massenerschie-
ßungen jüdischer Männer. Die 
Deportationen vor allem aus dem 
besetzten Polen begannen. Ende 
1941 wurden im Lager Auschwitz 
I erstmals Menschen mit Zyklon B 
vergast.
Reinhard Hydrich, eine zentrale 
Figur in der SS-Führung und schon 
nach dem Überfall in Polen für den 
„Krieg gegen die Zivilbevölkerung“ 
zuständig, wurde im Juli 1941 be-

auftragt, alle erforderlichen Vor-
bereitungen für eine „Gesamtlö-
sung der Judenfrage“ zu treffen, 
seien sie finanzieller, organisa-
torischer oder verwaltungstech-
nischer Natur. Zu diesem Zweck 
berief er zum 20. Januar 1942 die 
Wannseekonferenz ein, um den 
operativen Plan der Vernichtung 
des gesamten jüdischen Volkes, 
soweit man ihm habhaft werden 
konnte, zu verabschieden. Es ist 
also ein generalstabsmäßig ange-
legter und bürokratisch penibel 
organisierter Massenmord.
Der Historiker Dan Diner nennt 
diesen systematischen, staatlich 
angeordneten Völkermord an den 
Juden - wie auch an den Sinti und 
Roma – einen bis dahin nicht dage-
wesenen und kaum vorstellbaren 
Zivilisationsbruch. Dazu sagt der 
AfD-Mann Gauland, diese Verbre-
chen relativierend: Die Nazis seien 
„nur ein Vogelschiss“ in 1000 Jah-
ren deutscher Geschichte.
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Eine Bürgerrechtsbewegung 
entstand: 50 Jahre Roma Day
Es war am 8. April 1971 in London: 
Menschen aus 14 Ländern kamen 
zum 1. Welt-Roma-Kongress zu-
sammen. Der Kongress lehnte 
die Fremdbezeichnungen „Gipsy“ 
oder im Deutschen „Zigeuner“ ab, 
die zur Diskriminierung gebraucht 
wurden und werden. Und sie be-
zeichneten sich selbst als Roma. 
Eine gemeinsame Flagge und die 
Hymne Djelem, Djelem wurden be-
stimmt, um die Einheit zu zeigen, 
die trotz aller Vielfältigkeit besteht.
Der 8. April ist seither der Interna-
tionale Tag der Roma oder auch 
Welt-Roma-Tag: es ist ein Aktions-
tag, mit dem auf die Verfolgung 
und fortbestehende Diskriminie-
rung und auf die Lage der Roma 
aufmerksam gemacht und zugleich 
die Kultur der Minderheit gefeiert 
wird.
1980 macht ein Hungerstreik von 
deutschen Sinti auf dem Gelände 
des ehemaligen Konzentrationsla-
gers Dachau öffentlich und nach-
drücklich darauf aufmerksam, dass 
das mörderische Nazi-Regime auch 
an den Sinti und Roma Völkermord 
begangen hat. Es gibt kaum eine 
Familie, die nicht Menschen durch 
die systematische Vernichtung zu 
beklagen hat.
Mit diesem Hungerstreik beginnt 
die Bürgerrechtsbewegung der Sin-
ti und Roma in der Bundesrepublik 
Deutschland. Dies führte 1982 – 
erst 1982! – zur Anerkennung die-
ses Völkermordes durch die Bun-
desregierung und 1989 durch den 
Bundestag. 1982 wurden der Zen-
tralrat und die Landesverbände als 
Stimme der Minderheit gegründet. 
Als nationale Minderheit wurden 

die Sinti und Roma im vereinigten 
Deutschland 1995 anerkannt und 
2012 nach jahrelangem Ringen das 
internationale Mahnmal in Berlin 
eröffnet.
Ein weiterer wichtiger Schritt der 
Anerkennung sind die Staatsver-
träge, die seit 2013 abgeschlossen 
wurden; im ersten dieser Verträge, 
in Baden-Württemberg, heißt es in 
der Präambel: „Sinti und Roma sind 
ein Teil von Baden-Württemberg. 
Dieses Land ist unsere gemeinsa-
me Heimat“. 2017 und 2018 folgen 
weitere Staatsverträge in Hessen 
und in Bayern.
Eine Kultur des Gedenkens ist ent-
standen; Ausstellungen und eine 
größere Zahl von Biografien gehö-
ren ebenso hinzu wie Gedenkta-
ge für die deportierten Sinti und 
Roma. Zugleich aber wächst – im 
Sinne der Bürgerrechtsbewegung – 
der aktive Einsatz für gleichberech-
tigte Teilhabe in der Gesellschaft, 

für Bildung, Wohnen, Arbeits-
marktchancen, und gegen die fort-
bestehende Diskriminierung und 
den alltäglichen Antiziganismus.
Zu diesen Aktivitäten gehört auch 
die Initiative RomnoPowerClub der 
Hildegard-Lagrenne-Stiftung, einer 
Stiftung der Sinti und Roma. „Treff-
punkt RomnPowerClub“ präsen-
tierte sich in einer dreistündigen, 
vielfältigen und live getreamten 
Konferenz am 9. April 2021 – Roma 
Day goes on – aus Erfurt, gemein-
sam mit RomnoKher Thüringen 
und dem Projekt samo.fa des BV 
NeMO. Die Aufzeichnung ist zu se-
hen unter: samo.fa auf Youtube: 
RomnoPowerClub: Das sind lokale 
Clubs von und für junge Sinti und 
Roma, die selbstbewusst ihren 
Weg gehen. In Schule, Ausbildung 
und Beruf und überhaupt in ihrem 
Leben. Bildungsaufbruch als ge-
meinsame Sache.
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Mit dieser Broschüre möchte das 
Bündnis "Tag der Solidarität – Kein 
Schlussstrich Dortmund" einige 
der antirassistischen Initiativen 
und Bündnisse in Deutschland 
vorstellen. Ihr Engagement hat 
viele Gemeinsamkeiten: Sie hal-
ten das Gedenken an die Betrof-
fenen aufrecht, solidarisieren sich 
mit den Opfern rechter Gewalt 
und ihren Angehörigen, fordern 
Aufklärung und Konsequenzen. 
Sie gründeten sich in Reaktion 
auf passive staatliche Behörden 
bzw. aktive Vertuschungsversuche 
(des institutionellen Rassismus), 
schaffen Raum für Selbstermäch-
tigung der Opfer, Betroffenen und 

Unterstützer*innen. Sie fordern 
Aufklärung – denn ohne dieses 
Engagement wären der Mord an 
Oury Jalloh (S.49) der am 7. Januar 
2005 in Dessau im Polizeigefäng-
nis ums Leben kam, oder der Tod 
von Amed Ahmad (S.66), der am 
29. September 2018 an den Folgen 
eines Brandes in einer Zelle in der 
Justizvollzugsanstalt Kleve starb, in 
Vergessenheit geraten. Sie zeigen 
den Angehörigen und den Betrof-
fenen, dass sie nicht alleine sind.

Die Broschüre steht hier zum 
Download zur Verfügung:
https://tagdersolidaritaet.
wordpress.com

Stilles Gedenken: Witwe Elif Kubaşık, Oberbürgermeister
Thomas Westphal, Tochter Gamze Kubaşık (v.l.n.r.)
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